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Pflegezeitgesetzes in häuslicher Umgebung oder zur Betreuung 
einer oder eines minderjährigen pflegebedürftigen nahen Ange-
hörigen im Sinne des Pflegezeitgesetzes in häuslicher oder 
außerhäuslicher Umgebung zu gewähren. Die Pflegebedürftig-
keit ist durch Vorlage einer Bescheinigung der Pflegekasse oder 
des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder 
einer entsprechenden Bescheinigung einer privaten Pflegeversi-
cherung nachzuweisen.

(2) Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, jede Ände-
rung der Tatsachen mitzuteilen, die für die Gewährung maßgeb-
lich sind. Liegen die Voraussetzungen für die Gewährung der 
Familienpflegezeit nicht mehr vor, so ist die Gewährung mit Ab-
lauf des zweiten Monats, der auf den Wegfall der Voraussetzun-
gen folgt, zu widerrufen. Ist der Beamtin oder dem Beamten die 
Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang nicht mehr zumut-
bar, ist die Gewährung zu widerrufen, wenn keine zwingenden 
dienstlichen Gründe entgegenstehen.

(3) Ist die Familienpflegezeit für weniger als 24 Monate be-
willigt worden, kann sie nachträglich bis zur Dauer von 24 Mo-
naten verlängert werden. Familienpflegezeit und Pflegezeit 
(§ 54c) dürfen zusammen nicht länger als 24 Monate je pflege-
bedürftigen nahen Angehörigen dauern.

(4) Wer Zeiten nach dieser Vorschrift beanspruchen will, soll 
dies spätestens acht Wochen vor Beginn schriftlich ankündigen 
und gleichzeitig erklären, für welchen Zeitraum und in welchem 
Umfang Teilzeitbeschäftigung in Anspruch genommen werden 
soll. Hierbei ist auch die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit 
anzugeben.

(5) Während einer Teilzeitbeschäftigung als Familienpflege-
zeit nach den Absätzen 1 und 3 dürfen nur solche Nebentätig-
keiten genehmigt werden, die dem Zweck der Freistellung nicht 
zuwiderlaufen.

§ 54c 
Pflegezeit mit Vorschuss

(1) Unter den Voraussetzungen des § 54b Absatz 1 wird auf 
Antrag für längstens sechs Monate Teilzeitbeschäftigung mit 
einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auch von weniger 
als 15 Stunden oder Urlaub ohne Dienstbezüge als Pflegezeit 
gewährt.

(2) Stehen zwingende dienstliche Belange nicht entgegen, so 
ist einer Beamtin oder einem Beamten mit Dienstbezügen auf 
Antrag zur Begleitung einer oder eines nahen Angehörigen im 
Sinne des Pflegezeitgesetzes für die Dauer von längstens drei 
Monaten Teilzeitbeschäftigung auch mit einer regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit von weniger als 15 Stunden oder 
Urlaub ohne Dienstbezüge als Pflegezeit zu gewähren, wenn 
diese oder dieser an einer Erkrankung leidet, die progredient 
verläuft und bereits ein weit fortgeschrittenes Stadium erreicht 
hat, bei der eine Heilung ausgeschlossen und eine palliativ-me-
dizinische Behandlung notwendig ist und die eine begrenzte Le-
benserwartung von Wochen oder wenigen Monaten erwarten 
lässt. Die Voraussetzungen des Satzes 1 sind durch ein ärztliches 
Zeugnis oder ein ärztliches Gutachten oder eine Bescheinigung, 
wonach die nahe Angehörige oder der nahe Angehörige an einer 
Erkrankung nach § 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes lei-
det, nachzuweisen.

Gesetz
zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie, 

Pflege und Beruf für Berliner Beamtinnen und Beamte
Vom 18. Dezember 2018

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 2. November 2018 (GVBl. S. 620) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu § 54 werden folgende Angaben einge-
fügt:
„§ 54a  Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen
§ 54b  Familienpflegezeit mit Vorschuss
§ 54c  Pflegezeit mit Vorschuss
§ 54d   Teilzeitbeschäftigung von Beamtinnen und Be-

amten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst“
b) In der Angabe zu § 58 werden nach dem Wort „Bewilli-

gung“ die Wörter „oder Gewährung“ eingefügt.
2. Die Absätze 4 bis 6 des § 54 werden aufgehoben.
3. Nach § 54 werden die folgenden §§ 54a bis 54d eingefügt:

„§ 54a 
Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen

(1) Stehen zwingende dienstliche Belange nicht entgegen, so 
ist einer Beamtin oder einem Beamten mit Dienstbezügen auf 
Antrag Teilzeitbeschäftigung bis zur Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit zu bewilligen, solange sie oder er
1. mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder
2.  eine pflegebedürftige sonstige Angehörige oder einen 

pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen
tatsächlich betreut oder pflegt. Bei Beamtinnen und Beamten im 
Schul- und Hochschuldienst kann der Bewilligungszeitraum bis 
zum Ende des laufenden Schulhalbjahres oder Semesters aus-
gedehnt werden.

(2) Einer Beamtin oder einem Beamten mit Dienstbezügen 
kann Teilzeitbeschäftigung mit weniger als der Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit bis zur Dauer von zwölf Jahren bewilligt 
werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 vor-
liegen und zwingende dienstliche Belange nicht entgegenste-
hen; jedoch sind mindestens 30 vom Hundert der regelmäßigen 
Arbeitszeit zu erbringen.

(3) Für Teilzeitbeschäftigungen nach dieser Vorschrift gilt 
§ 54 Absatz 3 entsprechend.

(4) Während einer Teilzeitbeschäftigung nach den Absätzen  
1 und 2 dürfen nur solche Nebentätigkeiten genehmigt werden, 
die dem Zweck der Freistellung nicht zuwiderlaufen.

§ 54b 
Familienpflegezeit mit Vorschuss

(1) Stehen zwingende dienstliche Belange nicht entgegen, so 
ist einer Beamtin oder einem Beamten mit Dienstbezügen auf 
Antrag für die Dauer von längstens 24 Monaten Teilzeitbeschäf-
tigung mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 
mindestens 15 Stunden als Familienpflegezeit zur Pflege einer 
oder eines pflegebedürftigen nahen Angehörigen im Sinne des 
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„§ 6a 
Besoldung bei Familienpflegezeit, 

Verordnungsermächtigung
(1) Während einer Familienpflegezeit nach § 54b des Landes-

beamtengesetzes und einer Pflegezeit nach § 54c des Landesbeam-
tengesetzes wird auf Antrag zusätzlich zu den Dienstbezügen nach 
§ 6 Absatz 1 ein Vorschuss gewährt. Der Vorschuss ist nach Ablauf 
der Familienpflegezeit oder Pflegezeit mit den laufenden Dienst-
bezügen zu verrechnen oder in einer Summe zurückzuzahlen.

(2) Wird während des Urlaubs nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 des Berliner Richtergesetzes ein pflegebedürftiger naher 
Angehöriger im Sinne des Pflegezeitgesetzes in häuslicher Um-
gebung gepflegt oder ein minderjähriger pflegebedürftiger naher 
Angehöriger im Sinne des Pflegezeitgesetzes in häuslicher oder 
außerhäuslicher Umgebung betreut, ist der Richterin oder dem 
Richter auf Antrag für längstens sechs Monate ein Vorschuss 
nach Absatz 1 zu gewähren. Ein Vorschuss wird für längstens 
drei Monate auch in Fällen gewährt, in denen die Richterin oder 
der Richter einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen im Sin-
ne des Pflegezeitgesetzes begleitet, der an einer Erkrankung 
nach § 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes leidet. § 54c 
Absatz 2 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes gilt entsprechend.

(3) Ein Vorschuss wird nicht gewährt, wenn für eine frühere 
Familienpflegezeit oder Pflegezeit zusammen die Höchstdauer 
von 24 Monaten ausgeschöpft und der gezahlte Vorschuss noch 
nicht vollständig zurückgezahlt worden ist.

(4) Die Einzelheiten der Gewährung, Verrechnung und Rück-
zahlung des Vorschusses regelt der Senat durch Rechtsverord-
nung.“

Artikel 3 
Änderung der Sonderurlaubsverordnung

Dem § 7 der Sonderurlaubsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Januar 1971 (GVBl. S. 245), die zuletzt durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 19. Dezember 2017 (GVBl. S. 695) ge-
ändert worden ist, wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Beamtinnen und Beamte erhalten für jede pflegebedürftige 
nahe Angehörige oder jeden pflegebedürftigen nahen Angehörigen 
im Sinne des Pflegezeitgesetzes bis zu neun Arbeitstage Sonder-
urlaub unter Fortzahlung der Besoldung, wenn dies erforderlich ist, 
um in einer akut aufgetretenen Pflegesituation eine bedarfsgerechte 
Pflege zu organisieren oder eine pflegerische Versorgung in dieser 
Zeit sicherzustellen. Der Sonderurlaub ist unverzüglich zu beantra-
gen. Die Pflegebedürftigkeit der oder des nahen Angehörigen und 
die Erforderlichkeit der in Satz 1 genannten Maßnahmen ist durch 
Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung nachzuweisen.“

Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
§ 54c Absatz 7 und § 54d in Artikel 1 Nummer 3 treten sechs Mona-
te nach Verkündung des Gesetzes im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin in Kraft.

Berlin, den 18. Dezember 2018

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

(3) Ist die Pflegezeit nach Absatz 1 und 2 nicht für die längst-
mögliche Dauer gewährt worden, kann sie nachträglich bis zu 
dieser verlängert werden. Familienpflegezeit (§ 54b) und Pflege-
zeit dürfen zusammen nicht länger als 24 Monate je pflegebe-
dürftigen nahen Angehörigen dauern.

(4) § 54b Absatz 2 gilt entsprechend. Im Fall der Beurlaubung 
gilt § 55 Absatz 2 entsprechend.

(5) Wer Pflegezeit beanspruchen will, soll dies im Falle des 
Absatzes 1 spätestens acht Wochen und im Falle des Absatzes 2 
spätestens eine Woche vor Beginn schriftlich ankündigen und 
gleichzeitig erklären, für welchen Zeitraum und in welchem 
Umfang Teilzeitbeschäftigung oder für welchen Zeitraum Ur-
laub ohne Dienstbezüge in Anspruch genommen werden soll. 
Hierbei ist auch die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit anzu-
geben.

(6) Während einer Teilzeitbeschäftigung als Pflegezeit oder 
Urlaub ohne Dienstbezüge als Pflegezeit nach den Absätzen  
1 bis 3 dürfen nur solche Nebentätigkeiten genehmigt werden, 
die dem Zweck der Freistellung nicht zuwiderlaufen.

(7) Für Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst gelten die Absätze 2 bis 6 entsprechend, soweit die 
jeweiligen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen dem nicht ent-
gegenstehen.

§ 54d 
Teilzeitbeschäftigung von Beamtinnen und 

Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst
Für Beamtinnen und Beamte auf Widerruf gilt § 54a mit der 

Maßgabe entsprechend, dass als Bemessungsgrundlage für die 
Teilzeitbeschäftigung die Arbeitszeit zugrunde zu legen ist, die 
sich nach dem dienstlichen Bedürfnis richtet, und wenn und so-
weit die jeweilige Ausbildungs- und Prüfungsordnung dem nicht 
entgegensteht.“

4. In § 55 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe „§ 54 Absatz 6“ durch 
die Angabe „§ 54a Absatz 4“ ersetzt.

5. In § 56 Satz 1 werden die Wörter „nach § 54 Absatz 5“ gestri-
chen.

6. § 58 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Bewilligung“ die 

Wörter „oder Gewährung“ eingefügt.
b) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Das Wort „Bewilligungszeitraums“ wird durch die Wör-
ter „Bewilligungs- oder Gewährungszeitraums“ ersetzt.

bb) In Nummer 3 werden nach dem Wort „Gewährung“ die 
Wörter „von Familienpflegezeit nach § 54b Absatz 1 
oder 3 oder von Pflegezeit nach § 54c Absatz 1 oder 3 
oder“ eingefügt.

Artikel 2 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

in der Überleitungsfassung für Berlin
Das Bundesbesoldungsgesetz in der Überleitungsfassung für Ber-

lin nach Artikel III § 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2011 
(GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
21. Juni 2018 (GVBl. S. 447) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1. In § 6 Absatz 1 werden nach dem Wort „Dienstbezüge“ die Wör-

ter „und die Anwärterbezüge“ eingefügt.
2. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt:
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Sonderzahlungsgesetzes

§ 5 Absatz 1 des Sonderzahlungsgesetzes vom 5. November 2003 
(GVBl. S. 538), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
20. Juli 2017 (GVBl. S. 382) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst:

„(1) Die Sonderzahlung bemisst sich unter Berücksichtigung des 
§ 6 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für 
Berlin nach der Besoldungsgruppe, die am 1. Dezember für die Be-
zügezahlung maßgebend ist. Sie beträgt ab dem Jahr 2018
1. für die Beamtinnen und Beamten in den Besoldungsgruppen A 4 

bis A 9 1.550 Euro, für Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger, deren Versorgung sich aus den Besoldungs-
gruppen A 1 bis A 9 berechnet, 775 Euro,

2. für die Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Rich-
ter in den übrigen Besoldungsgruppen 900 Euro, für Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, deren Ver-
sorgung sich aus den übrigen Besoldungsgruppen berechnet, 
450 Euro und

3. für die Beamtinnen und Beamten im Vorbereitungsdienst 
500 Euro.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 18. Dezember 2018

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Zweites Gesetz
zur Änderung des Sonderzahlungsgesetzes 

(Zweites Sonderzahlungsänderungsgesetz – 2. SZÄndG)
Vom 18. Dezember 2018
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

in der Überleitungsfassung für Berlin
Das Bundesbesoldungsgesetz in der Überleitungsfassung für Ber-

lin nach Artikel III § 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2011 
(GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. De-
zember 2018 (GVBl. S. 706) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1. In die Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 78 folgende 

Angabe eingefügt:
„§ 78a  Zulage für Lehrkräfte an Schulen in schwieriger 

Lage“
2. Nach § 78 wird folgender § 78a eingefügt:

„§ 78a 
Zulage für Lehrkräfte an Schulen 

in schwieriger Lage
Lehrkräfte erhalten in den Schuljahren 2018/2019 und 

2019/2020 während der Zeit, in der sie überwiegend an einer 
Schule in schwieriger Lage eingesetzt sind, eine nicht ruhege-
haltfähige Zulage in Höhe von 300 € monatlich. Als Schulen in 
schwieriger Lage gelten Schulen, an denen im Schuljahr 
2017/2018 mindestens 80 vom Hundert der Schülerinnen und 
Schüler von der Zahlung eines Eigenanteils an den Kosten der 
Lernmittel befreit waren. Die Zulage vermindert sich um den 
Betrag eines gleichzeitig gewährten Sonderzuschlages nach 
§ 72.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. August 2018 in Kraft.

Berlin, den 18. Dezember 2018

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Erstes Gesetz
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

in der Überleitungsfassung für Berlin 
Vom 18. Dezember 2018
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gen wegen der in § 2 Absatz 1 genannten Gründe zu schützen. 
Der Unterricht ist nach Inhalt und Organisation so zu differen-
zieren, dass alle Schülerinnen und Schüler Lern- und Leistungs-
fortschritte machen können.“

5. Dem § 5 wird folgender Absatz 5 angefügt:
„(5) Zur Beratung und Förderung der Schülerinnen und Schü-

ler beim Übergang von der Schule in den Beruf kooperieren 
Schulen mit den Trägern der beruflichen Bildung und den So-
zialleistungsträgern.“

6. In § 8 Absatz 2 Nummer 2 werden nach dem Wort „Handlungs-
konzept“ die Wörter „(schulinternes Curriculum)“ eingefügt.

7. § 10 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 3 wird jeweils das Wort „Aufgabengebiete“ 

durch das Wort „Querschnittsaufgaben“ ersetzt.
b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „schulstufenbezo-

gen“ die Wörter „oder schulstufenübergreifend“ eingefügt.
8. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Aufgabengebiete“ durch 
das Wort „Querschnittsaufgaben“ ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Übergreifende Bildungs- und Erziehungsaufgaben der 

Schule werden als Querschnittsaufgaben in den Fächern, 
fachübergreifend, in Lernbereichen und im Rahmen spezi-
fischer Angebote und Projekte der Schule berücksichtigt. 
Querschnittsaufgaben sind insbesondere Sprach- und Me-
dienbildung, Berufs- und Studienorientierung, Bildung zur 
Akzeptanz von Vielfalt, Demokratiebildung einschließlich 
Menschenrechts- und Friedenserziehung, Europabildung in 
der Schule, Gesundheitsförderung und Suchtprävention, 
Gewaltprävention, Erziehung zur Gleichstellung und 
Gleichberechtigung der Geschlechter, interkulturelle Bil-
dung und Erziehung, kulturelle Bildung, Mobilitätsbildung 
und Verkehrserziehung, Bildung zur nachhaltigen Entwick-
lung und Lernen in globalen Zusammenhängen, Sexual-
erziehung und Bildung für sexuelle Selbstbestimmung, Ver-
braucherbildung sowie Erziehung zu Bewegung und Sport 
einschließlich der Vermittlung von Freude an der Bewegung 
und der Bedeutung für die Gesundheit. Die Schulkonferenz 
entscheidet auf Vorschlag der Gesamtkonferenz, wie die 
Querschnittsaufgaben bei der Ausgestaltung des Schulpro-
gramms berücksichtigt werden.“

c) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Aufgabengebieten“ durch 
das Wort „Querschnittsaufgaben“ ersetzt.

d) Absatz 7 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Ihr Ziel ist es, den Schülerinnen und Schülern das ihrem 
Alter und ihrer Reife angemessene Wissen über biologische 
und gesellschaftliche Zusammenhänge sowie die Vielfalt 
der Lebensweisen und unterschiedlichen kulturellen Werte 
und Normen zu vermitteln und sie zu selbstbestimmtem und 
verantwortlichem Handeln gegenüber sich selbst und den 
anderen in Familie, Partnerschaft und Gesellschaft zu befä-
higen.“

9. In § 14 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und Absatz 5 Nummer 1 wird 
jeweils das Wort „Aufgabengebiete“ durch das Wort „Quer-
schnittsaufgaben“ ersetzt.

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes

Das Schulgesetz vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 9. April 2018 (GVBl. S. 202) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst:
„§ 12  Unterrichtsfächer, Lernbereiche und Querschnitts-

aufgaben, Lernfelder, Ethik“
b) Die Angabe zu § 17a wird wie folgt gefasst:

„§ 17a (aufgehoben)“
c) Die Angabe zu § 23 wird wie folgt gefasst:

„§ 23 Gemeinschaftsschule“
d) Nach der Angabe zu § 37 wird folgende Angabe zu § 37a 

eingefügt:
„§37a Inklusive Schwerpunktschule“

e) Die Angabe zu § 64a wird wie folgt gefasst:
„§ 64a Automatisierte Datenverarbeitung“

f) Nach der Angabe zu § 74 wird folgende Angabe zu § 74a 
eingefügt:

 „§ 74a Krisenteams“
g) Die Angabe zu § 107 wird wie folgt gefasst:

„§ 107  Schulpsychologische und inklusionspädagogische 
Beratung und Unterstützung“

2. § 2 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf zukunftsfähige, 

diskriminierungsfreie schulische Bildung und Erziehung unge-
achtet insbesondere einer möglichen Behinderung, der ethni-
schen Herkunft, einer rassistischen Zuschreibung, des Ge-
schlechts, der Geschlechtsidentität, der sexuellen Orientierung, 
des Glauben, der religiösen oder politischen Anschauungen, der 
Sprache, der Nationalität, der sozialen und familiären Herkunft 
seiner selbst und seiner Erziehungsberechtigten oder aus ver-
gleichbaren Gründen.“

3. § 3 Absatz 3 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
„2.  die Gleichstellung aller Geschlechter auch über die Anerken-

nung der Leistungen der Frauen in Geschichte, Wissen-
schaft, Wirtschaft, Technik, Kultur und Gesellschaft zu er-
fahren,“

4. § 4 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Jede Schule trägt die Verantwortung dafür, dass die Schü-

lerinnen und Schüler, unabhängig von ihren Lernausgangslagen, 
an ihrer Schule zu ihrem bestmöglichen Schulabschluss geführt 
werden. Die Schule ist inklusiv zu gestalten, so dass die gemein-
same Unterrichtung und Erziehung sowie das gemeinsame Ler-
nen der Schülerinnen und Schüler verwirklicht, Benachteiligun-
gen ausgeglichen und Chancengleichheit hergestellt werden. 
Dabei ist das Prinzip des Gender Mainstreaming und die inter-
kulturelle Ausrichtung der Schulgestaltung zu berücksichtigen, 
wonach alle erziehungs- und bildungsrelevanten Maßnahmen 
und Strukturen unter Einbeziehung der Geschlechterperspektive 
und der interkulturellen Perspektive zu entwickeln sind. Schulen 
sind verpflichtet, Schülerinnen und Schüler vor Diskriminierun-
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16. § 22 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird das Wort „berufsqualifizierenden“ durch 

das Wort „beruflichen“ ersetzt.
b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Die Integrierte Sekundarschule bietet eine gymnasiale 
Oberstufe entweder eigenständig, in einem Verbund oder in 
Kooperation mit einem beruflichen Gymnasium, einer Ge-
meinschaftsschule oder mit einer anderen Integrierten Se-
kundarschule an.“

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Die Integrierte Sekundarschule bietet insbesondere in 

Kooperation mit Betrieben und Trägern der Berufsvorberei-
tung und Berufsausbildung praxisbezogenes und berufs-
orientiertes Lernen an (Duales Lernen). Die Schule kann die 
Verbindlichkeit der Teilnahme am Dualen Lernen festlegen. 
In den Jahrgangsstufen 9 und 10 kann die Schule auch die 
Verbindlichkeit der Teilnahme an besonderen Organisa-
tionsformen des Dualen Lernens festlegen.“

17. Nach § 22 wird folgender § 23 eingefügt:

„§ 23 
Gemeinschaftsschule

(1) Die Gemeinschaftsschule vermittelt ihren Schülerinnen 
und Schülern eine grundlegende und vertiefte allgemeine und 
berufsorientierende Bildung und ermöglicht ihnen entsprechend 
ihren Neigungen eine Schwerpunktbildung, die sie befähigt, 
nach Maßgabe der Abschlüsse ihren Bildungsweg an einer 
Hochschule oder in beruflichen Bildungsgängen fortzusetzen.

(2) Die Gemeinschaftsschule umfasst als einheitlicher Bil-
dungsgang die Jahrgangsstufen 1 bis 6 (Primarstufe) und die 
Jahrgangsstufen 7 bis 10 (Sekundarstufe I) und führt im An-
schluss zur allgemeinen Hochschulreife (Abitur). Die Gemein-
schaftsschule bietet eine gymnasiale Oberstufe entweder eigen-
ständig, in einem Verbund oder in Kooperation mit einem beruf-
lichen Gymnasium, einer Integrierten Sekundarschule oder mit 
einer anderen Gemeinschaftsschule an.

(3) Die Gemeinschaftsschule führt zu allen Abschlüssen ge-
mäß § 21 Absatz 1. Der mittlere Schulabschluss berechtigt bei 
entsprechender Qualifikation zum Übergang in die gymnasiale 
Oberstufe.

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 5 gilt für die Ausgestaltung der 
Primarstufe § 20 entsprechend, mit Ausnahme von dessen Ab-
satz 5 Satz 1 und Absatz 7, soweit letzterer sich auf die Zusam-
menarbeit mit weiterführenden allgemein bildenden Schulen 
bezieht. Für die Ausgestaltung der Sekundarstufe I gilt § 22 Ab-
satz 4 und 5 entsprechend.

(5) Die Fachleistungsdifferenzierung findet in der Gemein-
schaftsschule innerhalb gemeinsamer Lerngruppen als durch-
gängiges Organisationsprinzip binnendifferenziert statt.“

18. § 26 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird das Wort „berufsqualifizierenden“ durch 

das Wort „beruflichen“ ersetzt.
b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Das Gymnasium umfasst als einheitlicher Bildungsgang 
die Sekundarstufe I und die gymnasiale Oberstufe und führt 
zur allgemeinen Hochschulreife (Abitur).“

c) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Der mittlere Schulabschluss berechtigt bei entsprechender 
Qualifikation zum Übergang in die Qualifikationsphase der 
gymnasialen Oberstufe.“

19. § 27 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

„6.  die organisatorische und curriculare Ausgestaltung der 
Jahrgangsstufen 7 bis 10 unter besonderer Berücksichti-
gung des Produktiven Lernens und anderer Formen des 

10. § 15 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Komma 

ersetzt.
b) Folgende Nummer 5 wird angefügt:

„5.  das zeitweise Abweichen von den Maßstäben der Leis-
tungsbewertung für aus dem Ausland zugezogene Kin-
der und Jugendliche, bei denen das Fehlen hinreichender 
deutscher Sprachkenntnisse festgestellt ist.“

11. § 16 Absatz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
„5.  nicht ein geschlechts-, religions- oder rassendiskriminieren-

des Verständnis fördern und nicht den Bildungs- und Erzie-
hungszielen gemäß §§ 2 und 3 zuwiderlaufen.“

12. § 17 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „(Grundschule)“ gestri-

chen.
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:
aaa)  In Nummer 4 werden die Wörter „(Sonderschulen) 

und“ durch ein Komma ersetzt.
bbb)  Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 einge-

fügt:
 „5.  die Gemeinschaftsschule als schulstufenüber-

greifende allgemeinbildende Schule und“
ccc) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6.

bb) Satz 3 wird durch folgende Sätze ersetzt:
„Ein Verbund berührt nicht die Eigenständigkeit der be-
teiligten Schulen. Sie können auch zu einer Schule zu-
sammengelegt werden; bei der Zusammenlegung ver-
liert die einzelne Schule ihre Eigenständigkeit.“

c) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Gymnasien“ die 
Wörter „und Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.

13. § 17a wird aufgehoben.
14. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt:
„Die Schulaufsichtsbehörde kann in der Genehmigung fest-
legen, dass die Beibehaltung oder Bildung eines Einschu-
lungsbereiches zulässig ist.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Dies betrifft insbesondere die Vorschriften über die 
Aufnahme in die Schule, die Versetzung, das Verlassen 
der Schule, die Ausgestaltung des Bildungsgangs und 
die Festlegung der Abschlüsse.“

bb) In Satz 3 wird das Wort „höchstens“ durch die Wörter 
„in der Regel“ ersetzt.

15. § 19 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Grundschulen sowie Integrierte Sekundarschulen und Ge-
meinschaftsschulen bis einschließlich Jahrgangsstufe 10 
sind Ganztagsschulen.“

b) In Absatz 6 Satz 2 werden die Wörter „Autistische Behinde-
rung“ durch das Wort „Autismus“ ersetzt.

c) Absatz 7 Nummer 9 wird wie folgt gefasst:
„9.  die erforderliche Personalausstattung für das pädagogi-

sche Personal entsprechend dem Aufgabeninhalt, dem 
Aufgabenumfang und der Aufgabenintensität für die er-
gänzende Förderung und Betreuung; hierbei soll für das 
pädagogische Fachpersonal grundsätzlich eine Ausstat-
tung von 39 Wochenarbeitsstunden für jeweils 22 Kinder 
zuzüglich Personalzuschlägen zugrunde gelegt werden,“
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21. § 29 Absatz 3 bis 6 wird wie folgt gefasst:
„(3) Schülerinnen und Schüler, die nicht in einem Berufsaus-

bildungsverhältnis stehen, sind berechtigt, im Anschluss an die 
Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht den Bildungsgang „Inte-
grierte Berufsausbildungsvorbereitung“ zu besuchen, der auf 
der Grundlage des individuellen Leistungsvermögens der Schü-
lerinnen und Schüler durch Erweiterung der berufsfeldübergrei-
fenden und berufsfeldbezogenen Kompetenzen sowie durch 
umfangreiche begleitete Praxislernphasen in Betrieben die Vor-
aussetzung für die Aufnahme einer beruflichen Ausbildung oder 
Tätigkeit verbessern soll. Die Aufnahme setzt einen Schulab-
schluss nicht voraus. Der Bildungsgang kann in Kooperation 
mit den außerschulischen Bildungsträgern durchgeführt werden. 
Er führt zu keinem Berufsabschluss, kann jedoch den Erwerb 
von Qualifizierungsbausteinen vorsehen. Der Erwerb schuli-
scher Abschlüsse ist möglich. Der Bildungsgang kann mit Voll-
zeit- oder Teilzeitunterricht durchgeführt werden, er dauert in 
beiden Fällen in der Regel ein Schuljahr. Absatz 1 Satz 6 gilt 
entsprechend.

(4) Für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf, die durch den Bildungsgang nach Absatz 3 nicht 
oder nicht hinreichend gefördert werden können, kann der Bil-
dungsgang um ein Schuljahr verlängert werden. Schülerinnen 
und Schüler, die ihre Schulpflicht an einer Schule mit dem son-
derpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ 
erfüllt haben, absolvieren den Bildungsgang stets in zweijähri-
ger Form.

(5) Schülerinnen und Schüler, die an einem öffentlich geför-
derten, auf eine berufliche Erstausbildung vorbereitenden Bil-
dungsgang von in der Regel einjähriger Dauer teilnehmen und 
keinen studienqualifizierenden Schulabschluss (Fachhochschul-
reife, allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife) erwor-
ben haben, erhalten Berufsschulunterricht; dieser Unterricht 
orientiert sich an den Zielen und Inhalten des Bildungsgangs.

(6) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird 
ermächtigt, das Nähere über die Berufsschule durch Rechtsver-
ordnung zu regeln, insbesondere
1. den Inhalt, den Umfang und die Organisation der Ausbil-

dungen,
2. die Festlegung, die Verteilung und die Vermehrung der in 

Absatz 2 vorgesehenen Unterrichtsstunden,
3. die Ausgestaltung des kooperativen und des schulischen Be-

rufsgrundbildungsjahres,
4. die Ausgestaltung der Bildungsgänge nach den Absätzen 3 

bis 5,
5. die Voraussetzungen für den Erwerb der Berufsbildungsrei-

fe, der erweiterten Berufsbildungsreife sowie des mittleren 
Schulabschlusses; dabei können Abweichungen von § 21 
Absatz 2 vorgesehen werden,

6. die Voraussetzungen zum Erwerb der Fachhochschulreife 
sowie der fachgebundenen und allgemeinen Hochschulreife 
in doppelt qualifizierenden Bildungsgängen (§ 33).“

22. § 30 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Berufsfachschule vermittelt Schülerinnen und 
Schülern, die nicht in einem Ausbildungsverhältnis stehen, 
in Bildungsgängen die für den gewählten Beruf erforderli-
chen praktischen Fertigkeiten und theoretischen Kenntnisse 
und erweitert ihre Allgemeinbildung. Sie übernimmt als 
Vollzeitschule die Berufsausbildung der Jugendlichen für 
die ganze oder einen Teil der vorgeschriebenen oder übli-
chen Ausbildungszeit. Die Ausbildung an der Berufsfach-
schule schließt mit einer schulischen Prüfung ab, sofern die 
Berufsausbildung nicht mit einer Prüfung nach dem Berufs-
bildungsgesetz vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931), das 
zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2581) geändert worden ist, in der jeweils gelten-

Dualen Lernens einschließlich der Berufs- und Studien-
orientierung,“

b) Nummer 10 wird wie folgt gefasst:
 „10.  die erforderlichen Qualifikationen zur Berechtigung 

zum Übergang in die Einführungs- und Qualifikations-
phase der gymnasialen Oberstufe,“

c) Folgende Nummer 11 wird angefügt:
„11.  die Probezeit am Gymnasium, wobei die Probezeit in 

der Regel ein Jahr beträgt.“
20. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:
„(2) Die gymnasiale Oberstufe gliedert sich in eine ein-

jährige Einführungsphase und eine sich anschließende zwei-
jährige Qualifikationsphase. Die Qualifikationsphase er-
möglicht durch die Kombination von Grund- und Leistungs-
kursen im Pflicht-, Wahlpflicht- und Wahlbereich eine 
gemeinsame Grundbildung und individuelle Vertiefung in 
Schwerpunktbereichen.

(3) An allgemein bildenden Gymnasien bildet die Jahr-
gangsstufe 10 den Abschluss der Sekundarstufe I und gilt 
zugleich als Einführungsphase in die gymnasiale Oberstufe. 
Die Jahrgangsstufen 11 und 12 bilden die Qualifikationspha-
se. An Integrierten Sekundarschulen, Gemeinschaftsschulen 
und beruflichen Gymnasien gliedert sich die gymnasiale 
Oberstufe in die Einführungsphase in der Jahrgangsstufe 11 
sowie in die Qualifikationsphase in den Jahrgangsstufen 12 
und 13.“

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:
„(3a) Integrierte Sekundarschulen, Gemeinschaftsschulen 

und berufliche Gymnasien können, soweit es aus organisato-
rischen Gründen angezeigt ist, eine gymnasiale Oberstufe 
im Verbund bilden. Jede der teilnehmenden Schulen behält 
ihre Eigenständigkeit, die gymnasiale Oberstufe ist den 
Schulen des Verbundes gleichermaßen zugeordnet. Die teil-
nehmenden Schulen schließen eine Verbundvereinbarung, 
in der die grundlegenden und organisatorischen Regelungen 
für den Verbund getroffen werden. Insbesondere in der 
Wahrnehmung der schulischen Selbständigkeit und Eigen-
verantwortung gemäß § 7 und bei der Festlegung des Schul-
programms gemäß § 8 stimmen sich die an dem Verbund 
teilnehmenden Schulen miteinander ab, soweit die gymna-
siale Oberstufe betroffen ist. Alle Entscheidungen, die den 
Verbund betreffen, sind von den teilnehmenden Schulen ein-
vernehmlich zu treffen. Können Entscheidungen durch die 
Schulen nicht einvernehmlich getroffen werden, entscheidet 
die Schulaufsichtsbehörde oder, soweit Aufgaben nach 
§ 109 betroffen sind, die zuständige Schulbehörde oder bei 
einem zuständigkeitsübergreifenden Verbund die zuständi-
gen Schulbehörden gemeinsam.“

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Sekundarschulen“ die 

Wörter „oder Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.
bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „Sekundarschulen“ die 

Wörter „und Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.
d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:
aaa)  In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch ein 

Komma ersetzt.
bbb) Folgende Nummer 12 wird angefügt:

  „12.  das Nähere zur Ausgestaltung einer schularten-
übergreifenden gymnasialen Oberstufe im Ver-
bund.“

bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern „(Deutsch-Amerika-
nische Schule),“ die Wörter „der Staatlichen Internatio-
nalen Schulen,“ eingefügt.
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den Fassung oder der Handwerksordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. September 1998 (BGBl. I 
S. 3074, 2006 I S. 2095), die zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2143) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung abschließt. § 29 
Absatz 3 gilt entsprechend. Die Berufsfachschule ermög-
licht zusätzlich den Erwerb schulischer Abschlüsse.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Aufnahme in die Berufsfachschule setzt vorbe-

haltlich des Satzes 2 bei einem mindestens zweijährigen Bil-
dungsgang mindestens die Berufsbildungsreife oder eine 
gleichwertige Schulbildung voraus. Erfordert ein Bildungs-
gang eine über die Berufsbildungsreife oder eine jeweils 
gleichwertige Schulbildung hinausgehende Schulbildung, 
wird für die Aufnahme der mittlere Schulabschluss voraus-
gesetzt. Bei Bildungsgängen, die besondere Fähigkeiten und 
Fertigkeiten voraussetzen, kann die Aufnahme zusätzlich 
vom Ergebnis einer entsprechenden Eignungsfeststellung 
abhängig gemacht werden.“

c) In Absatz 5 Nummer 3 werden nach dem Wort „Teilzeitfor-
men,“ die Wörter „wobei in Vollzeitbildungsgängen der Be-
rufsfachschule für Pflegehilfe eine kürzere als die in Ab-
satz 3 Satz 1 vorgegebene Probezeit vorgesehen werden 
kann,“ eingefügt.

23. § 31 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:

„(3a) Schülerinnen und Schüler, die die Fachhochschul-
reife in einem Bildungsgang nach Absatz 3 Nummer 2 er-
worben haben, können bei Erfüllung der Leistungsanforde-
rungen in einem anschließenden dritten Jahr mit Ablegen 
einer Abschlussprüfung die fachgebundene oder allgemeine 
Hochschulreife erwerben.“

b) Absatz 4 Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
„7.  die Leistungsanforderungen und die Voraussetzungen 

für den Erwerb der fachgebundenen und allgemeinen 
Hochschulreife nach Absatz 3a und in doppelt qualifizie-
renden Bildungsgängen nach § 33.“

24. § 36 Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
„Sonderpädagogische Förderschwerpunkte sind die Bereiche 
„Hören und Kommunikation“, „Sehen“, „Sprache“, „Lernen“, 
„Geistige Entwicklung“, „Körperliche und motorische Entwick-
lung“, „Emotionale und soziale Entwicklung“ und „Autismus“ 
sowie „Kranke Schülerinnen und Schüler“.“

25. § 37 wird wie folgt gefasst:

„§ 37 
Gemeinsamer Unterricht

(1) Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem För-
derbedarf haben einen Anspruch eine allgemeine Schule zu be-
suchen, wenn sie oder bei nicht volljährigen Schülerinnen und 
Schülern ihre Erziehungsberechtigten dies wünschen.

(2) Im gemeinsamen Unterricht in der allgemeinen Schule 
wird zielgleich oder zieldifferent nach den geltenden Rahmen-
lehrplänen und Vorschriften unterrichtet. Der zielgleiche Unter-
richt ist auf den Erwerb eines Schulabschlusses nach § 21 Ab-
satz 1 oder des Abiturs ausgerichtet. Organisatorische und me-
thodische Abweichungen sind zulässig, soweit die Art der 
Behinderung oder Beeinträchtigung es erfordert. Sonderpädago-
gisch geförderte Schülerinnen und Schüler können zeitweilig in 
gesonderten Lerngruppen unterrichtet werden, wenn dies im 
Einzelfall pädagogisch geboten ist.

(3) Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkt „Lernen“ werden bis Jahrgangsstufe 10, 
Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogischen För-
derschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ werden während des 
gesamten Schulbesuchs zieldifferent unterrichtet. In den Unter-
richtsfächern, in denen die Leistungsanforderungen der allge-

meinen Schule erfüllt werden können, richten sich die Lernziele 
und Leistungsanforderungen nach denen der allgemeinen Schu-
le. Diese Schülerinnen und Schüler rücken bis in die Jahrgangs-
stufe 10 jeweils mit Beginn eines Schuljahres in die nächsthöhe-
re Jahrgangsstufe auf. Für Schülerinnen und Schüler mit dem 
sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Lernen“ darf eine 
Wiederholung einer Jahrgangsstufe abweichend von § 59 Ab-
satz 4 Satz 1 nur angeordnet werden, wenn zu erwarten ist, dass 
sie dadurch einen oder einen höherwertigen schulischen Ab-
schluss erreichen.

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter der allgemeinen 
Schule darf eine angemeldete Schülerin oder einen angemelde-
ten Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf nur abwei-
sen, wenn für eine angemessene Förderung die personellen, 
sächlichen und organisatorischen Möglichkeiten nicht vorhan-
den sind. Ist der Schulleiterin oder dem Schulleiter eine Auf-
nahme nach Satz 1 nicht möglich, so legt sie oder er den Antrag 
der Schulaufsichtsbehörde vor. Diese richtet zur Vorbereitung 
ihrer Entscheidung einen Ausschuss ein, der die Erziehungsbe-
rechtigten und die Schule anhört. Die Schulaufsichtsbehörde 
entscheidet im Einvernehmen mit der zuständigen Schulbehörde 
abschließend auf der Grundlage einer Empfehlung des Aus-
schusses und unter Beachtung der personellen, sächlichen und 
organisatorischen Möglichkeiten über die Aufnahme der Schü-
lerin oder des Schülers in die gewählte allgemeine Schule, eine 
andere allgemeine Schule oder im Einvernehmen mit den Er-
ziehungsberechtigten eine Schule mit sonderpädagogischem 
Förderschwerpunkt.“

26. Nach § 37 wird folgender § 37a eingefügt:

„§ 37a 
Inklusive Schwerpunktschule

(1) Grundschulen, Integrierte Sekundarschulen, Gemein-
schaftsschulen und Gymnasien, die auf Grund ihrer besonderen 
personellen, sächlichen und räumlichen Rahmenbedingungen be-
sonders geeignete Angebote für Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf in den Förderschwerpunkten 
„Körperliche und motorische Entwicklung“, „Sehen“, „Hören 
und Kommunikation“, „Geistige Entwicklung“ und „Autismus“ 
haben, führen die Bezeichnung Inklusive Schwerpunktschulen.

(2) Inklusive Schwerpunktschulen spezialisieren sich auf 
einen bis höchstens drei der in Absatz 1 genannten sonderpäda-
gogischen Förderschwerpunkte.

(3) Bei der Aufnahme in die Jahrgangsstufe 1 werden, abwei-
chend von den allgemeinen Aufnahmeregelungen in die Grund-
schule, im Rahmen der Frequenzvorgaben Kinder in folgender 
abgestufter Rangfolge aufgenommen,
1. zunächst Kinder, die im Einschulungsbereich wohnen und 

einen festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf ha-
ben, auf den die Schule spezialisiert ist,

2. Kinder, die nicht im Einschulungsbereich wohnen und einen 
festgestellten sonderpädagogischen Förderbedarf haben, auf 
den die Schule spezialisiert ist,

3. die übrigen Kinder, die im Einschulungsbereich wohnen und
4. alle sonstigen Kinder entsprechend der Rangfolge des § 55a 

Absatz 2.
(4) In die Jahrgangsstufe 7 werden im Rahmen der Frequenz-

vorgaben vorrangig Schülerinnen und Schüler mit dem sonder-
pädagogischen Förderbedarf aufgenommen, auf den die Schule 
spezialisiert ist. Im Übrigen gilt § 56 Absatz 6.“

27. § 38 wird wie folgt geändert:
a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„(1) Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwer-
punkt sind Grundschulen und Schulen der Sekundarstufen I 
und II für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf. Die Organisation dieser Schulen rich-
tet sich nach den sonderpädagogischen Förderschwerpunk-
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31. § 52 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Die Angabe „Abs. 6“ wird durch die Angabe „Absatz 8“ 
ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Gegenüber den Gesundheitsämtern bestehende Ein-
sichts- und Auskunftsrechte der Schülerinnen und Schü-
ler sowie deren Erziehungsberechtigter sind hiervon un-
berührt.“

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
„(4) Aus dem Ausland zuziehende Schülerinnen und 

Schüler sind verpflichtet, sich schulärztlich untersuchen zu 
lassen, sofern sie nicht an der Schuleingangsuntersuchung 
nach § 55a Absatz 5 teilgenommen haben.“

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.
32. § 54 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Grundschule“ 
die Wörter „und in die Primarstufe der Gemeinschaftsschu-
le“ eingefügt.

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:
„(5) Einschulungsbereiche für die Primarstufe der Ge-

meinschaftsschule sind so zu bilden, dass mindestens ein 
Drittel der Plätze für Kinder zur Verfügung steht, die außer-
halb des Einschulungsbereichs wohnen.“

c) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Absätze 6 und 7.
33. § 55a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 werden nach dem Wort „Fremd-
sprachenangebot“ ein Komma und die Wörter „den Besuch 
einer Primarstufe der Gemeinschaftsschule“ eingefügt.

b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:
„(3) Schulpflichtige Kinder, die auf Grund einer Ände-

rung des Einschulungsbereichs nicht mehr in dem Einschu-
lungsbereich der Grundschule wohnen, die als zuständige 
Grundschule von einem älteren Geschwisterkind besucht 
wird, werden auf Antrag der Erziehungsberechtigten den 
Schülerinnen und Schülern gleichgestellt, die in diesem Ein-
schulungsbereich wohnen. Bei einem Antrag nach Satz 1 
wird diese Schule zu der für sie zuständigen Grundschule.“

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 6 werden die Absätze 4 bis 7.
d) Folgender Absatz 8 wird angefügt:

„(8) Die Absätze 1 bis 7 finden auf die Aufnahme in die 
Primarstufe der Gemeinschaftsschule entsprechende An-
wendung mit der Maßgabe, dass Plätze für außerhalb des 
Einschulungsbereichs wohnende Kinder gemäß § 54 Ab-
satz 5 bereitgestellt werden.“

34. § 56 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt:

„In der Primarstufe der Gemeinschaftsschule erfolgt dies 
nur, wenn die Erziehungsberechtigten einen Schulwechsel 
erwägen.“

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.“

c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Grundschule“ 
die Wörter „oder der Gemeinschaftsschule“ eingefügt.

d) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Wer im Gymnasium am Ende der Jahrgangsstufe 7 die Pro-
bezeit nicht besteht und nicht versetzt wird, wechselt in die 
Jahrgangsstufe 8 der Integrierten Sekundarschule oder der 
Gemeinschaftsschule.“

e) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach dem Wort 

„Aufnahme“ die Wörter „– nach Abschluss des vorran-

ten „Sehen“, „Hören und Kommunikation“, „Körperliche 
und motorische Entwicklung“, „Lernen“, „Sprache“ und 
„Geistige Entwicklung“. Im Bereich der beruflichen Schu-
len stehen für die sonderpädagogische Förderung Berufs-
schulen mit sonderpädagogischen Aufgaben zur Verfügung.

(2) Schulpflichtige besuchen die für sie geeignete Schule 
mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt, wenn deren 
Erziehungsberechtigte es wünschen oder ihr Einvernehmen 
gemäß § 37 Absatz 4 erklärt haben.“

b) Absatz 3 wird aufgehoben.
28. § 39 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 4 werden die Wörter „Autistische Behinderung“ 
durch das Wort „Autismus“ ersetzt.

b) In Nummer 10 wird der Punkt am Ende durch ein Komma 
ersetzt.

c) Folgende Nummern 11 und 12 werden angefügt:
„11.  das Verfahren und die Kriterien für die durch die Schul-

aufsichtsbehörde vorzunehmende Auswahl der Schüle-
rinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf an einer Inklusiven Schwerpunktschule bei 
Überschreitung der für Schülerinnen und Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf festgelegten Auf-
nahmekapazität, wobei die Spezialisierung der Schule 
für einen oder mehrere sonderpädagogische Förder-
schwerpunkte, die Erreichbarkeit anderer vergleichbar 
geeigneter Schulstandorte und die pädagogisch sowie 
organisatorisch sachgerechte Verteilung der verfügba-
ren Plätze innerhalb der verschiedenen Förderschwer-
punkte an der jeweiligen Schule sowie an den alternati-
ven Standorten zu berücksichtigen ist,

12.  die Ausgestaltung der Auftragsschulen für Autismus.“
29. In § 40 werden die Absätze 3 und 4 wie folgt gefasst:

„(3) In ein Kolleg kann aufgenommen werden, wer mindes-
tens die Berufsbildungsreife oder eine gleichwertige Schulbil-
dung besitzt, im Schuljahr der Anmeldung mindestens das  
18. Lebensjahr vollendet und bei Eintritt in die Einführungsphase
1. eine Berufsausbildung abgeschlossen hat oder eine mindes-

tens zweijährige geregelte Berufstätigkeit nachweisen kann 
und

2. einen mindestens halbjährigen Vorkurs erfolgreich besucht 
hat.

Der Vorkurs nach Satz 1 Nummer 2 kann bei Bewerberinnen 
und Bewerbern entfallen, die eine Eignungsprüfung bestanden 
haben oder den mittleren Schulabschluss besitzen; für die Eig-
nungsprüfung gilt § 60 Absatz 4 entsprechend.

(4) In ein Abendgymnasium kann aufgenommen werden, wer 
im Schuljahr der Anmeldung mindestens das 18. Lebensjahr 
vollendet und bei Eintritt in die Einführungsphase
1. eine Berufsausbildung abgeschlossen hat oder eine mindes-

tens zweijährige geregelte Berufstätigkeit nachweisen kann 
und

2. einen mindestens halbjährigen Vorkurs erfolgreich besucht 
hat.

Der Vorkurs nach Satz 1 Nummer 2 kann bei Bewerberinnen 
und Bewerbern entfallen, die eine Eignungsprüfung bestanden 
haben oder den mittleren Schulabschluss besitzen; für die Eig-
nungsprüfung gilt § 60 Absatz 4 entsprechend.“

30. In § 41 Absatz 2 werden nach dem Wort „Grund“ die Wörter 
„eines Asylgesuchs, nachgewiesen durch die Bescheinigung 
über die Meldung als Asylsuchender (Ankunftsnachweis) ge-
mäß § 63a des Asylgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. September 2008 (BGBl. I S. 1798), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 (BGBl. I 
S. 2250) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
oder“ eingefügt.
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gig durchzuführenden Aufnahmeverfahrens nach § 37 
Absatz 4 –“ eingefügt.

bb) Dem Satz 1 Nummer 3 wird folgender Satz angefügt:
„Befinden sich mehrere Geschwisterkinder gleichzeitig 
ausschließlich im Losverfahren, führt die Aufnahme des 
ersten Geschwisterkindes durch Los dazu, dass seine 
weiteren sich im Losverfahren befindenden Geschwister 
ebenfalls aufgenommen werden.“

cc) Folgende Sätze werden angefügt:
„Das Aufnahmeverfahren nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 
gilt auch für die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 7 der 
Gemeinschaftsschule mit der Maßgabe, dass in die Jahr-
gangsstufe 7 zunächst die Schülerinnen und Schüler der 
eigenen Primarstufe aufrücken. Abweichend von den 
Nummern 2 und 3 werden an der Gemeinschaftsschule 
nach Berücksichtigung der Geschwisterkinder alle ver-
bleibenden Schulplätze nach von der Schule festgeleg-
ten Aufnahmekriterien vergeben, die eine leistungshete-
rogene Zusammensetzung der Schülerinnen und Schüler 
gewährleisten. Schülerinnen und Schüler aller Förder-
prognosen sind unabhängig von der Durchschnittsnote 
gleichberechtigt zu berücksichtigen; das Losverfahren 
kann die Aufnahme nach Kriterien ersetzen.“

f) Dem Absatz 7 wird folgender Satz angefügt:
„Ist die gewünschte Schulart eine Integrierte Sekundarschu-
le oder eine Gemeinschaftsschule, ist eine Zuweisung in die 
jeweils andere Schulart zulässig, wenn dies wegen nicht 
ausreichender Plätze in einer der Schularten erforderlich 
ist.“

g) Absatz 9 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort „Förder-

prognose“ die Wörter „der Grundschule“ gestrichen.
bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Abweichend von Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b 
finden an der Gemeinschaftsschule die Leistung und das 
Leistungsbild als alleinige Aufnahmekriterien keine An-
wendung, das Eignungsfeststellungsverfahren nach Satz 1 
Nummer 2 Buchstabe c darf nicht allein auf Leistungs-
kriterien abstellen.“

cc) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„In der Rechtsverordnung ist für die Jahrgangsstufe 7 in 
Integrierten Sekundarschulen, Gemeinschaftsschulen 
und Gymnasien sowie für die Jahrgangsstufe 8 in Integ-
rierten Sekundarschulen und Gemeinschaftsschulen 
eine Höchstgrenze von Schülerinnen und Schülern pro 
Lerngruppe festzulegen.“

35. § 58 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt:

„Bei Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf in dem Förderschwerpunkt „Lernen“ kann die 
Klassenkonferenz auf Antrag der Erziehungsberechtigten 
der Schülerin oder des Schülers beschließen, dass die Schü-
lerin oder der Schüler bis einschließlich Jahrgangsstufe 10 
durchgängig durch schriftliche Informationen zur Lern-, 
Leistungs- und Kompetenzentwicklung beurteilt wird, wenn 
zu erwarten ist, dass ein berufsorientierter Abschluss nicht 
erreichbar ist. In der Integrierten Sekundarschule und der 
Gemeinschaftsschule kann die Schulkonferenz mit der 
Mehrheit von zwei Dritteln ihrer stimmberechtigten Mit-
glieder beschließen, dass ab der Jahrgangsstufe 3 bis längs-
tens einschließlich des ersten Schulhalbjahres der Jahr-
gangsstufe 9 der Lernerfolg der Schülerinnen und Schüler 
durch schriftliche Informationen zur Lern-, Leistungs- und 
Kompetenzentwicklung beurteilt wird. Mit gleicher Mehr-
heit kann die Schulkonferenz beschließen, dass das Halb-
jahreszeugnis durch mindestens ein verpflichtendes und zu 

dokumentierendes Gespräch mit den jeweiligen Erziehungs-
berechtigten über die Lern-, Leistungs- und Kompetenzent-
wicklung der Schülerin oder des Schülers ersetzt werden 
kann.“

b) Absatz 8 wird durch folgende Absätze 8 bis 10 ersetzt:
„(8) Sind Schülerinnen und Schüler durch eine lang an-

dauernde erhebliche Beeinträchtigung daran gehindert, ihr 
vorhandenes Leistungsvermögen darzustellen, erhalten sie 
besondere Unterstützungsmaßnahmen, die diese Beein-
trächtigung ausgleichen (Nachteilsausgleich). Das fachliche 
Anforderungsniveau der Leistungsanforderungen ist dabei 
zu wahren.

(9) Von einer Bewertung in einzelnen Fächern oder ab-
grenzbaren fachlichen Bereichen kann abgesehen werden 
(Notenschutz), wenn Schülerinnen und Schüler eine Leis-
tung oder Teilleistung auch unter Gewährung eines Nach-
teilsausgleichs nicht erbringen können, die Leistung oder 
Teilleistung nicht durch eine andere vergleichbare Leistung 
oder Teilleistung ersetzt werden kann und die Nichterbrin-
gung der Leistung oder Teilleistung auf eine lang andauern-
de erhebliche Beeinträchtigung
1. im körperlich-motorischen Bereich,
2. beim Sprechen,
3. durch eine Sinnesschädigung,
4. beim Lesen und in der Rechtschreibung,
5. beim Rechnen oder
6. durch Autismus
zurückzuführen ist. Ein Notenschutz erfolgt nur auf Antrag 
der Erziehungsberechtigten oder der volljährigen Schülerin-
nen und Schüler. Art und Umfang des Notenschutzes sind 
im Zeugnis zu vermerken.
(10) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung 
wird ermächtigt, das Nähere zur Erteilung von Zeugnissen 
oder entsprechenden Nachweisen, zu den Beurteilungs-
grundsätzen und den Verfahren der Lernerfolgskontrollen 
einschließlich der Bewertung durch Punkte und dem Abwei-
chen von den allgemeinen Maßstäben der Leistungsbewer-
tung einschließlich des Nachteilsausgleichs und des Noten-
schutzes sowie zur Form der Beurteilung des Arbeits- und 
Sozialverhaltens durch Rechtsverordnung zu regeln. Darin 
kann vorgesehen werden, dass ein Zeugnis oder ein entspre-
chender Nachweis nur am Ende eines Schuljahres ausgege-
ben wird.“

36. § 64 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Von den besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. 
L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72 
und L 127 vom 23.5.2018, S. 2) dürfen nur solche ver-
arbeitet werden, die sich auf die Familiensprache, die 
Religions- und Weltanschauungszugehörigkeit oder die 
Gesundheit der betroffenen Personen beziehen.

bb) In dem neuen Satz 3 wird das Wort „Betroffenen“ durch 
die Wörter „betroffenen Personen“ ersetzt.

cc) Folgende Sätze werden angefügt:
„Die mit der Schule im Rahmen der ergänzenden Förde-
rung und Betreuung (§ 19 Absatz 6) sowie der außer-
unterrichtlichen Förderung und Betreuung und im Rah-
men des § 5 Absatz 4 kooperierenden Träger der freien 
Jugendhilfe dürfen personenbezogene Daten der von 



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      74. Jahrgang      Nr. 31    29. Dezember 2018716

ddd) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
  „3.  es für die Richtigstellung unwahrer Tatsachen-

behauptungen betroffener Personen im Zusam-
menhang mit den Aufgaben nach diesem Ge-
setz erforderlich ist; die Übermittlung bedarf 
der Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde.“

eee) Nummer 4 wird aufgehoben.
cc) In Satz 3 wird die Angabe „Satz 3“ durch die Angabe 

„Satz 4“ ersetzt.
e) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

„Die Schulen sind darüber hinaus berechtigt, personenbezo-
gene Daten über die Anspruchsberechtigung im Hinblick 
auf die in Satz 1 genannten Leistungen zu verarbeiten, um 
sie als Einzelangabe im Sinne von § 65 Absatz 4 Satz 3 an 
die Schulaufsichtsbehörde zu übermitteln.“

f) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefügt:
„(7) Personenbezogene Daten von Schülerinnen und Schü-

lern und den in Satz 2 genannten Personen dürfen mit Ein-
willigung der betroffenen Personen, sofern sie das 15. Le-
bensjahr vollendet haben, anderenfalls mit Einwilligung 
ihrer Erziehungsberechtigten, zum Zweck der Beratung 
über und der Vermittlung in Ausbildung und Beruf an die 
Bundesagentur für Arbeit und an Jobcenter übermittelt wer-
den. Die Schulaufsichtsbehörde darf personenbezogene 
Daten derjenigen Schülerinnen und Schüler, die beim Ver-
lassen der Schule weder eine Hochschulzugangsberechti-
gung erlangt haben noch eine Berufsausbildung beginnen, 
bis zur Vollendung ihres 21. Lebensjahres verarbeiten zu 
dem Zweck, diese Personen für eine Qualifizierungsmaß-
nahme oder Berufsausbildung zu gewinnen und in eine sol-
che zu vermitteln. Die Schulaufsichtsbehörde unterrichtet 
die betroffenen Personen nach der Beendigung des Schul-
verhältnisses über die fortdauernde Verarbeitung ihrer per-
sonenbezogenen Daten und den Zweck der Verarbeitung 
und weist sie auf ihr Widerspruchsrecht aus Artikel 21 der 
Datenschutz-Grundverordnung hin.“

g) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und in ihm wird Satz 1 
wie folgt gefasst:
„Ab dem vollendeten 14. Lebensjahr können Schülerinnen 
und Schüler die Rechte aus Artikel 15 (Auskunftsrecht), Ar-
tikel 16 (Recht auf Berichtigung), Artikel 17 (Recht auf Lö-
schung), Artikel 18 (Recht auf Einschränkung der Verarbei-
tung), Artikel 21 (Recht auf Widerspruch gegen die Verar-
beitung) der Datenschutz-Grundverordnung und das Recht 
auf Einsicht in über die Person der Schülerin oder des Schü-
lers geführte Akten aus § 24 des Berliner Datenschutzgeset-
zes vom 13. Juni 2018 (GVBl. S. 418) in der jeweils gelten-
den Fassung auch ohne Zustimmung der Erziehungsberech-
tigten geltend machen, soweit die Schulleiterin oder der 
Schulleiter deren Zustimmung nicht für erforderlich hält; 
dies gilt auch für die Erteilung der Einwilligung in den Fäl-
len des Absatzes 5 Satz 2 Nummer 1.“

h) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 und in ihm werden die 
Sätze 1 und 2 wie folgt gefasst:
„Der Schulärztliche und der Schulzahnärztliche Dienst sowie 
die Schulpsychologischen und Inklusionspädagogischen Be-
ratungs- und Unterstützungszentren dürfen personenbezoge-
ne Daten einschließlich sich auf Gesundheit beziehender be-
sonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne von 
Artikel 9 Absatz 1 der Datenschutz-Grundverordnung der 
Schülerinnen und Schüler und ihrer Erziehungsberechtigten 
verarbeiten, soweit dies zur Durchführung der ihnen durch 
dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes zugewiesenen 
Aufgaben erforderlich ist. Im Rahmen einer Tätigkeit nach 
§ 52 Absatz 2 und § 107 Absatz 1 und 2 darf der Schule nur 
das Ergebnis übermittelt werden.“

ihnen zu betreuenden Schülerinnen und Schüler und 
ihrer Erziehungsberechtigten verarbeiten, soweit dies 
zur Erfüllung ihrer Erziehungs- und Betreuungsaufga-
ben erforderlich ist. Gewählte Klassenelternvertretungs-
personen sowie gewählte Schülervertretungspersonen 
und Mitglieder schulischer und überschulischer Gre-
mien dürfen personenbezogene Daten nach Maßgabe 
der ihnen durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Aufga-
ben verarbeiten.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „öffentlichen Stellen“ 

durch das Wort „Verantwortlichen“ und das Wort 
„dienstlichen“ wird durch die Wörter „gesetzlich oder 
vertraglich zugewiesenen“ ersetzt.

bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt:
„Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbeiter dür-
fen die durch ihre Tätigkeit erlangten personenbezoge-
nen Daten über Schülerinnen und Schüler nicht zugäng-
lich machen. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines 
Trägers der freien Jugendhilfe, die an der Schule Auf-
gaben der ergänzenden Förderung und Betreuung (§ 19 
Absatz 6) sowie der außerunterrichtlichen Förderung 
und Betreuung oder im Rahmen des § 5 Absatz 4 wahr-
nehmen, nehmen am internen Geschäftsbetrieb dieser 
Schule teil.“

cc) In dem neuen Satz 4 werden nach dem Wort „Bedienste-
te“ die Wörter „und die in Satz 3 genannten Personen“ 
eingefügt.

dd) In dem neuen Satz 5 werden nach dem Wort „Kontrolle“ 
die Wörter „der oder“ eingefügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „oder des Betroffenen“ 

durch die Wörter „betroffenen Person“ ersetzt.
bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„Die Schulen dürfen den Schulzahnärztlichen und den 
Schulärztlichen Diensten mit Einwilligung der betroffe-
nen Personen oder deren Erziehungsberechtigten die 
Namen, Geburtsdaten und Anschriften der zu untersu-
chenden Schülerinnen und Schüler sowie zur Benach-
richtigung über die medizinischen Befunde die Namen 
und Anschriften der Erziehungsberechtigten der zu 
untersuchenden Schülerinnen und Schüler übermitteln.“

cc) In dem neuen Satz 3 wird das Wort „sonstige“ durch die 
Wörter „vorstehend nicht genannte“ ersetzt und es wer-
den nach dem Wort „Einwilligung“ die Wörter „der be-
troffenen Person“ eingefügt.

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „Stellen außerhalb des öf-

fentlichen Bereichs“ durch die Wörter „nicht-öffentliche 
Stellen“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:
aaa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter 

„Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs“ durch 
die Wörter „nicht-öffentliche Stellen“ ersetzt.

bbb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
  „1.  sie im Interesse der betroffenen Person liegt und 

diese darin einwilligt oder ein Fall des § 47 Ab-
satz 5 Satz 3 vorliegt,“

ccc)  In Nummer 2 werden die Wörter „oder des Betrof-
fenen“ durch die Wörter „betroffenen Person“ er-
setzt.
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i) Der bisherige Absatz 9 wird aufgehoben.
37. § 64a wird wie folgt gefasst:

„§ 64a 
Automatisierte Datenverarbeitung

(1) Die Schulaufsichtsbehörde betreibt ein Fachverfahren zur 
automatisierten Datenverarbeitung, in dem personenbezogene 
Daten von Schülerinnen und Schülern, ihren Erziehungsberech-
tigten, Lehrkräften und anderen schulischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern zur Erfüllung der den Schulen durch Rechts-
vorschriften zugewiesenen Aufgaben, insbesondere zum Zweck 
der Organisation des Unterrichts und anderer schulischer Ver-
anstaltungen, zur Unterstützung der Erfüllung der personalbezo-
genen Aufgaben der Schulleitung, der Zusammenarbeit mit den 
Erziehungsberechtigten, der Anwesenheitskontrolle und der 
Zeugniserstellung sowie der Führung von Schülerunterlagen im 
Auftrag der Schulen verarbeitet werden. Es werden im Wesent-
lichen folgende Kategorien, einschließlich besonderer Katego-
rien personenbezogener Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 
der Datenschutz-Grundverordnung, die sich auf die Familien-
sprache, die Religions- und Weltanschauungszugehörigkeit oder 
die Gesundheit der betroffenen Personen beziehen, verarbeitet:
1. Schülerinnen und Schüler:

Identitätsmerkmale, Kontaktdaten, Erziehungsberechtigte, 
Familiensprache, Schullaufbahndaten, Leistungsdaten, son-
derpädagogischer oder anderer Förderbedarf und die För-
derstufe nach Maßgabe von Absatz 3, Bezugsberechtigung 
für schulbezogene Sozialleistungen, gegebenenfalls Daten 
zu beruflicher Ausbildung, schülerbezogene Merkmale der 
Schulstatistik, Mitgliedschaft in Gremien;

2. Erziehungsberechtigte:
Namen, Kontaktdaten, Mitgliedschaft in Gremien;

3. Lehrkräfte und schulische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter:
Identitätsmerkmale und Kontaktdaten, Daten zu der berufli-
chen Qualifikation, zu der Art des Anstellungsverhältnisses 
und zum dienstlichen Einsatz, gegebenenfalls Schwerbehin-
derung, Mitgliedschaft in Gremien.

(2) Die Schulen sind verpflichtet, an dem Verfahren teilzu-
nehmen. Ersatzschulen können zur Teilnahme verpflichtet wer-
den, soweit hierfür insbesondere im Hinblick auf die Überwa-
chung der Einhaltung der Schulpflicht, die Durchführung des 
Aufnahme- und Übergangsverfahrens oder die Finanzierung ein 
öffentliches Interesse besteht. Die Schulen bleiben für die von 
ihnen im Fachverfahren verarbeiteten Daten datenschutzrecht-
lich verantwortlich. Die Datenschutzrechtliche Gesamtverant-
wortung für das Fachverfahren liegt bei der Schulaufsichtsbe-
hörde.

(3) Nicht in dem Fachverfahren automatisiert verarbeitet wer-
den dürfen Vorgänge zu Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen, 
sonderpädagogische Gutachten, ärztliche und psychologische 
Gutachten und Untersuchungsberichte und die zu diesen Zwe-
cken erstellten Unterlagen. Die Bezeichnung des individuellen 
sonderpädagogischen oder sonstigen Förderbedarfs und gegebe-
nenfalls der Förderstufe sowie der individuelle Förderplan dür-
fen als personenbezogene Daten in dem Fachverfahren automa-
tisiert verarbeitet werden, soweit dies für die Organisation des 
Schulbetriebs oder für die Zeugniserstellung erforderlich ist.

(4) Technisch und organisatorisch ist zu gewährleisten, dass 
jede Schule nur Zugriff auf die Daten der Personen hat, für die 
sie zuständig ist. Während der Wahl der weiterführenden Schule 
oder während eines Schulwechsels aus anderen Gründen bleibt 
die abgebende Schule solange Verantwortliche für die der Schu-
le obliegende Datenverarbeitung, bis die Schülerin oder der 
Schüler in eine andere Schule aufgenommen ist.

(5) Für die Speicherungsdauer und die Löschung der automa-
tisiert verarbeiteten personenbezogenen Daten gelten die Be-
stimmungen der auf Grund von § 66 erlassenen Schuldatenver-

ordnung vom 13. Oktober 1994 (GVBl. S. 435), die zuletzt 
durch die Verordnung vom 15. September 2010 (GVBl. S. 446) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung über die 
Aufbewahrung und Vernichtung von Schülerunterlagen entspre-
chend.

(6) Zugriffsberechtigte Personen in der Schule sind die Schul-
leiterin oder der Schulleiter, deren oder dessen ständige Vertre-
terin oder ständiger Vertreter, die Verwaltungsleiterin oder der 
Verwaltungsleiter der betreffenden Schule, das Schulsekretariat 
sowie erforderlichenfalls die pädagogischen Koordinatorinnen 
und Koordinatoren. Andere Lehrkräfte können nur mit Zustim-
mung der Schulleiterin oder des Schulleiters auf den Datenbe-
stand der Schule zugreifen, soweit dies zur Erfüllung der ihnen 
jeweils übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Die Zustim-
mung kann im Einzelfall oder generell in Form von Dienstan-
weisungen erfolgen. Die Schulleiterin oder der Schulleiter be-
stimmt auch, wie andere an der Schule tätige Personen die zur 
Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben erforderlichen per-
sonenbezogenen Daten erhalten.

(7) Die Statistikstelle der Schulaufsichtsbehörde, die keine 
Aufgaben im Verwaltungsvollzug wahrnimmt, darf auf die im 
Auftrag der Schulen verarbeiteten personenbezogenen Daten, 
einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten, 
zugreifen, um sie statistisch aufzubereiten. § 65 Absatz 4 Satz 2 
gilt entsprechend. Sie ist zur Wahrung des Statistikgeheimnisses 
im Sinne von § 16 des Landesstatistikgesetzes vom 9. Dezember 
1992 (GVBl. S. 365), das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes 
vom 2. Februar 2018 (GVBl. S. 160) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung verpflichtet.

(8) Den Schulbehörden dürfen zur Durchführung der Aufnah-
me- und Übergangsverfahren befristet Zugriffsrechte auf die bei 
der Schulanmeldung von den Schulen ihres jeweiligen örtlichen 
Zuständigkeitsbereiches erhobenen und automatisiert verarbei-
teten personenbezogenen Daten der Schülerinnen und Schüler, 
einschließlich besonderer Kategorien personenbezogener Daten, 
eingeräumt werden. Die automatisierte Übermittlung von Schul-
versäumnisanzeigen an die Schulbehörde ist zulässig.

(9) Gegenüber dem jeweils zuständigen Schulpsychologi-
schen und Inklusionspädagogischen Beratungs- und Unterstüt-
zungszentrum sind die für die Feststellung des Förderbedarfs 
erforderlichen personenbezogenen Daten, einschließlich beson-
derer Kategorien personenbezogener Daten, derjenigen Schüle-
rinnen und Schüler offen zu legen, hinsichtlich derer das Be-
stehen sonderpädagogischen Förderbedarfs geprüft werden 
soll.“

38. § 64b wird wie folgt gefasst:

„§ 64b 
Evaluationsbericht

Über das neu eingeführte Verfahren der automatisierten 
Datenverarbeitung nach § 64a ist ein Evaluationsbericht zu 
erstellen, der dem Abgeordnetenhaus von Berlin zwei Jahre 
nach vollständiger Inbetriebnahme des Verfahrens vorzulegen 
ist. Der Bericht soll Aufschluss über Art und Umfang sowie die 
Erforderlichkeit der Datenerhebung geben.“

39. § 66 wird wie folgt geändert:
a) Die Nummern 9 und 10 werden wie folgt gefasst:

„9.  die Einzelheiten zu Art und Umfang der gemäß § 64a 
automatisiert zu verarbeitenden personenbezogenen 
Daten,

10.  Einzelheiten der Datenverarbeitung bei der Erbringung 
von Leistungen der Bildung und Teilhabe unter Mitwir-
kung der Schule und“

b) Folgende Nummern 11 bis 13 werden angefügt:
„11.  Art und Umfang der Daten, die nach § 64 Absatz 7 ver-

arbeitet werden,
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men mit dem Schulträger genehmigt ist, die konkrete 
Auswahl des Trägers der freien Jugendhilfe im Rah-
men der ergänzenden Förderung und Betreuung 
(§ 19 Absatz 6) einschließlich der außerunterrichtli-
chen Förderung und Betreuung, die Stellung eines 
Antrags auf Wechsel von einem Träger der freien 
Jugendhilfe zu öffentlichem Personal sowie die 
Grundsätze über weitere Kooperationen mit anderen 
Schulen und außerschulischen Partnern,“

dd) Nummer 13 wird wie folgt gefasst:
„13.  die Stellung eines Antrags auf Umwandlung einer 

Schule in eine Schule einer anderen Schulart, auf 
Einrichtung einer gymnasialen Oberstufe im Ver-
bund oder einer Inklusiven Schwerpunktschule,“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Der Nummer 6 werden folgende Wörter angefügt:

„der ständigen Vertreterin oder des ständigen Vertreters 
der Schulleiterin oder des Schulleiters sowie der Abtei-
lungsleiterinnen und Abteilungsleiter an Oberstufenzen-
tren (§ 73 Absatz 1),“

bb) In Nummer 10 wird die Angabe „(§ 50 Absatz 2)“ ge-
strichen und der Punkt am Ende durch ein Komma er-
setzt.

cc) Folgende Nummer 11 wird angefügt:
„11.  den Zeitpunkt der Durchführung von Studienta-

gen.“
45. § 77 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Anstelle der in Satz 1 Nummer 5 genannten Person treten 
an beruflichen Schulen je eine Vertreterin oder ein Vertreter 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer; Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)  In Nummer 4 wird nach dem Wort „Abteilung“ das 
Wort „und“ durch ein Komma ersetzt.

bbb)  Nach Nummer 4 wird folgende neue Nummer 5 
eingefügt:

„5.  je eine Vertreterin oder ein Vertreter der Abtei-
lungselternvertretung und“

ccc) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6.
bb) In Satz 2 wird die Angabe „Nr. 5“ durch die Angabe 

„Nummer 6“ ersetzt.
cc) Satz 3 wird aufgehoben.

c) In Absatz 5 wird das Wort „Gesamtelternvertretung“ durch 
die Wörter „Gesamt- oder Abteilungselternvertretung“ er-
setzt.

46. § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
„2.  zwei Mitglieder für den Bezirksausschuss des pädagogi-

schen Personals oder den Lehrkräfteausschuss Berufliche 
Schulen,“

47. In § 82 Absatz 1 Nummer 4, Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Ab-
satz 3 Satz 1 Nummer 3 wird jeweils das Wort „Lehrerbildungs-
gesetz“ durch das Wort „Lehrkräftebildungsgesetz“ ersetzt.

48. § 85 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) An jeder Schule der Sekundarstufen I und II wird eine 

Gesamtschülervertretung gebildet, die innerhalb von zwei Mo-
naten nach Beginn des Unterrichts die erste Sitzung abhält. 
Stimmberechtigte Mitglieder der Gesamtschülervertretung sind 
alle in einer Schule gewählten Sprecherinnen und Sprecher so-
wie die Schulsprecherin oder der Schulsprecher und deren oder 
dessen Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. An Gemein-
schaftsschulen sowie weiterführenden Schulen, die mit einer 
Grundschule verbunden sind, sind die Sprecherinnen und Spre-

12.  Art und Umfang der Zugriffsrechte der Schulbehörden 
während der Aufnahme- und Übergangsverfahren nach 
§ 64a Absatz 8 und

13.  Art und Umfang der Daten sowie spezifische technische 
und organisatorische Maßnahmen bei der Verarbeitung 
besonderer Kategorien personenbezogener Daten.“

40. § 67 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Die Lehrkräfte arbeiten und gestalten den Unterricht 
auf der Basis der Werte des Grundgesetzes und entsprechend 
dem in § 1 dieses Gesetzes formulierten Auftrag und den in 
den §§ 2 und 3 formulierten Bildungs- und Erziehungszielen 
der demokratischen Schule.“

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden die Absätze 5 bis 7.
41. § 69 Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Dazu ist sie oder er verpflichtet,
1. sich über den ordnungsgemäßen Ablauf der Unterrichts- und 

Erziehungsarbeit zu informieren,
2. die Lehrkräfte sowie die pädagogischen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter zu beraten,
3. in die Unterrichts- oder Erziehungsarbeit bei Verstoß gegen 

Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, Weisungen der 
Schulaufsichtsbehörde und der Schulbehörde oder Be-
schlüsse der schulischen Gremien oder bei Mängeln in der 
Qualität der pädagogischen Arbeit einzugreifen und

4. auf eine partizipative, diskriminierungsfreie und demokrati-
sche Schulkultur hinzuwirken.“

42. § 74 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt:

„3. die Primarstufenleiterin oder der Primarstufenleiter,“
b) Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die Nummern 4 

und 5.
43. Nach § 74 wird folgender § 74a eingefügt:

„§ 74a 
Krisenteams

Die Schulleiterin oder der Schulleiter richtet ein Krisenteam 
ein. Aufgabe des Krisenteams ist die Gewalt- und Krisenprä-
vention in der Schule, die Umsetzung der erarbeiteten Konzepte 
im Akutfall sowie die Nachsorge. Dies beinhaltet die Entwick-
lung von Konzepten, die Steuerung entsprechender Maßnahmen 
und die Aufarbeitung von Gewaltvorfällen, Krisen und Notfäl-
len. In das Krisenteam können Schulpersonal sowie weitere ge-
eignete Personen berufen werden. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter oder eine Funktionsstelleninhaberin oder ein Funk-
tionsstelleninhaber nach § 73 ist verpflichtend Mitglied des Kri-
senteams.“

44. § 76 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
„7.  die Berücksichtigung der Querschnittsaufgaben bei 

der Ausgestaltung des Schulprogramms (§ 12 Ab-
satz 4),“

bb) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:
„9.  das Ersetzen von Zeugnissen durch schriftliche Infor-

mationen zur Lern-, Leistungs- und Kompetenzent-
wicklung und das Ersetzen von Halbjahreszeugnissen 
durch verbindliche Gespräche mit den Erziehungsbe-
rechtigten (§ 58 Absatz 4 Satz 6 und 7),“

cc) Nummer 12 wird wie folgt gefasst:
„12.  die Stellung eines Antrags auf Wechsel zu einem 

Träger der freien Jugendhilfe oder auf Wechsel des 
Trägers der freien Jugendhilfe und, sofern der An-
trag von der Schulaufsichtsbehörde im Einverneh-
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cher der Jahrgangsstufen 5 und 6 stimmberechtigte Mitglieder 
der Gesamtschülervertretung; die Sprecherinnen und Sprecher 
der Jahrgangsstufen 3 und 4 nehmen beratend an der Gesamt-
schülervertretung teil.“

49. § 91 wird wie folgt gefasst:

„§ 91 
Mitwirkung an Oberstufenzentren 

und beruflichen Schulen
An Oberstufenzentren wird abweichend von § 90 Absatz 1 

Satz 1 für jede Abteilung eine Abteilungselternvertretung ein-
gerichtet. Jede Abteilungselternvertretung wählt aus der Mitte 
ihrer stimmberechtigten Mitglieder zwei gleichberechtigte Spre-
cherinnen und Sprecher und ein Mitglied der Schulkonferenz. 
Die Sprecherinnen und Sprecher aller Abteilungselternvertre-
tungen wählen aus ihrer Mitte zwei Mitglieder für den Eltern-
ausschuss Berufliche Schulen, die verschiedenen Abteilungen 
angehören sollen.“

50. § 105 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „(§ 109 Abs. 3)“ durch 

die Wörter „sowie über die Einrichtung einer Inklusiven 
Schwerpunktschule oder einer gymnasialen Oberstufe im 
Verbund (§ 109 Absatz 3 Satz 1)“ ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Sports“ ein 
Komma und die Wörter „des Französischen Gymnasiums 
(Collège Français), der John-F.-Kennedy-Schule (Deutsch- 
Amerikanische Schule)“ eingefügt.

51. § 107 wird wie folgt gefasst:

„§ 107 
Schulpsychologische und inklusionspädagogische 

Beratung und Unterstützung
(1) Die Schulpsychologischen und Inklusionspädagogischen 

Beratungs- und Unterstützungszentren (SIBUZ) sind Einrich-
tungen der Schulaufsichtsbehörde. Sie gliedern sich in die Fach-
bereiche Schulpsychologie und Inklusionspädagogik. Aufgabe 
der SIBUZ ist die Beratung und Unterstützung von Schülerinnen 
und Schülern und deren Erziehungsberechtigten sowie die Bera-
tung und Unterstützung von Schulen zur Erfüllung ihres Bil-
dungs- und Erziehungsauftrags. Hierzu kooperieren die SIBUZ 
mit der Kinder- und Jugendhilfe, mit den Einrichtun gen des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes sowie Leistungserbringern nach 
dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch, wie beispielsweise Klini-
ken und Sozialpädiatrische Zentren. Die Tätigkeit der SIBUZ 
umfasst auch die Mitarbeit an externen Evaluationen im Rahmen 
des § 9 Absatz 3.

(2) Die Tätigkeit des Schulpsychologischen Dienstes im 
Fachbereich Schulpsychologie umfasst insbesondere
1. die präventive und die auf akute Probleme bezogene schul-

psychologische Diagnostik und Beratung sowie die Bera-
tung und Unterstützung von Schülerinnen und Schülern und 
ihren Erziehungsberechtigten bei besonderen Auffälligkei-
ten im Lern-, Leistungs- und Verhaltensbereich und im Zu-
sammenleben und gemeinsamen Lernen in der Schule,

2. die schulpsychologische Beratung von Lehrkräften und päd-
agogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Umgang 
mit einer heterogenen Schülerschaft, bei Konflikten und 
Störungen in der pädagogischen Arbeit, in der Zusammen-
arbeit mit den Kolleginnen und Kollegen und in ihrer Ein-
bindung in das gesamte Schulleben,

3. die notfallpsychologische Beratung und Unterstützung von 
Schulangehörigen und Schulen bei Gewaltvorfällen, Krisen 
und Notfällen,

4. die Beratung und Unterstützung der Schulen bei der Ent-
wicklung und Umsetzung schulischer Präventionsmaßnah-
men wie der Gesundheitsförderung, der Suchtprävention, 
des Sozialen Lernens und der Gewaltprävention sowie

5. die Mitwirkung in Fragen der inklusiven Beschulung, der 
Einschulung, der Umschulung, der Schullaufbahn und bei 
der Förderung von Begabungen.

Schulpsychologische Beratung umfasst auch auf die Schule als 
Ganzes gerichtete systembezogene Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistungen, sofern sie keine fachaufsichtlichen Aufgaben 
nach § 106 betreffen.

(3) Die Tätigkeit des Fachbereichs Inklusionspädagogik um-
fasst insbesondere
1. die Beratung und Unterstützung von Schulen im Bereich der 

inklusiven Schulentwicklung und bei der Einführung von 
Konzepten zur individuellen Förderplanung und Förderung 
in Kooperation und Abstimmung mit der regionalen Fort-
bildung,

2. die individuelle pädagogische und sonderpädagogische Dia-
gnostik sowie die Beratung von Erziehungsberechtigten, 
Schülerinnen und Schülern sowie Pädagoginnen und Päda-
gogen bei Bedarfslagen in allen Bereichen des Lernens und 
des Verhaltens,

3. die sonderpädagogische Diagnostik und Beratung im Rah-
men des Verfahrens der Feststellung des sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs sowie deren Koordination,

4. die Prüfung und Organisation der ergänzenden Pflege und 
Hilfe sowie die Beratung bei der Umsetzung,

5. Unterstützungsleistungen bei komplexem Hilfebedarf.
(4) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im SIBUZ unterlie-

gen einer besonderen Verschwiegenheit zur Wahrung des Per-
sönlichkeitsschutzes der Betroffenen. Diese Verpflichtung gilt 
sowohl für persönliche Mitteilungen als auch für Daten, die im 
Rahmen von Tests und empirischen Untersuchungen erhoben 
werden. Würde eine Unterrichtung der Erziehungsberechtigten 
die Gesundheit oder das Wohlergehen betroffener Minderjähri-
ger gefährden, gilt diese Schweigepflicht auch gegenüber den 
Erziehungsberechtigten.“

52. § 109 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Bezirke entscheiden über die Gründung, Zusammenle-
gung, Umwandlung und Aufhebung der von ihnen verwalteten 
Schulen sowie über die Einrichtung einer Inklusiven Schwer-
punktschule oder einer gymnasialen Oberstufe im Verbund; ihre 
Entscheidungen bedürfen der Genehmigung der Schulaufsichts-
behörde.“

53. § 110 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Bezirkslehrerausschuss“ 

durch die Wörter „Bezirksausschuss des pädagogischen Per-
sonals“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „(Lehrkräfte)“ durch die 
Wörter „(Lehrkräfte und pädagogische Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter)“ ersetzt.

54. In § 112 Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Lehrerausschuss“ durch 
das Wort „Lehrkräfteausschuss“ ersetzt.

55. In § 113 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 2 Satz 1 Nr. 5“ 
durch die Wörter „Absatz 2 Satz 1 Nummer 6“ ersetzt.

56. § 114 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Landeslehrerausschuss“ 

durch die Wörter „Landesausschuss des pädagogischen Per-
sonals“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „der Lehrkräfte“ durch 
die Wörter „des pädagogischen Personals“ ersetzt.

57. § 119 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die oder der Vorsitzende führt die Geschäfte des betref-

fenden Schulbeirates. Zur Unterstützung der Bezirksschulbei-
räte sowie der Bezirksausschüsse wird beim zuständigen Be-
zirksamt, zur Unterstützung des Landesschulbeirates und des 
Beirates Beruflicher Schulen sowie der Landesausschüsse bei 
dem für das Schulwesen zuständigen Mitglied des Senats eine 
Geschäftsstelle eingerichtet.“
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bb) Dem Wortlaut zu der Amtsbezeichnung „Sekundar-
schulrektor“ und dem Wortlaut zu der Amtsbezeichnung 
„Stellvertretender Direktor einer Integrierten Sekundar-
schule“ wird jeweils die Angabe „7)“ angefügt.

cc) Den Fußnoten wird folgender Wortlaut angefügt:
„7) Es handelt sich auch dann um eine Integrierte Sekun-
darschule oder Gemeinschaftsschule mit Oberstufe, 
wenn an der Schule eine Oberstufe im Verbund mit einer 
anderen Schule oder mehreren anderen Schulen einge-
richtet ist.“

d) In der Besoldungsgruppe 16 werden die Amtsbezeichnun-
gen „Direktor der Stiftung Lette-Verein“ und „Direktor der 
Stiftung Pestalozzi-Fröbel-Haus“ gestrichen.

2. In der Landesbesoldungsordnung B werden der Besoldungs-
gruppe 2 die Amtsbezeichnungen „Direktorin oder Direktor der 
Stiftung Lette-Verein“ und „Direktorin oder Direktor der Stif-
tung Pestalozzi-Fröbel-Haus“ vorangestellt.

Artikel 3 
Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Nummer 16 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen 
Zuständigkeitsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 16. März 2018 (GVBl. S. 186) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:
1. In Absatz 2 werden nach dem Wort „Sports“ ein Komma und die 

Wörter „Französisches Gymnasium (Collège Français), John-F.-
Kennedy-Schule (Deutsch-Amerikanische-Schule)“ eingefügt.

2. In Absatz 3 werden die Wörter „Schulpsychologischer Dienst“ 
durch die Wörter „Schulpsychologische und Inklusionspädago-
gische Beratungs- und Unterstützungszentren“ ersetzt.

3. In Absatz 8 werden die Wörter „Datenübermittlung aus einer 
automatisierten Schülerdatei nach § 64a des Schulgesetzes an 
andere Behörden, unbeschadet der Übermittlungsbefugnisse der 
Schulen;“ gestrichen.

Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über das 

Pestalozzi-Fröbel-Haus und den Lette-Verein
Das Gesetz über das Pestalozzi-Fröbel-Haus und den Lette-Verein 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 1982 (GVBl. 
S. 1438), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 28. September 
1990 (GVBl. S. 2119) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird aufgehoben.
b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absätze 1 und 2 

und in dem neuen Absatz 1 werden jeweils die Wörter 
„Arbeiter und Angestellten“ durch das Wort „Beschäftigten“ 
ersetzt.

2. § 10 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Jedem Kuratorium gehören an:

a) das für das Schulwesen zuständige Mitglied des Senats als 
Vorsitzende oder Vorsitzender sowie vom Senat von Berlin 
nach Maßgabe der Satzungen bestimmte weitere Mitglieder 
des Senats,

b) beim Pestalozzi-Fröbel-Haus zehn, 
beim Lette-Verein zwölf 
vom Abgeordnetenhaus zu wählende Persönlichkeiten.

Für jedes der in Satz 1 Buchstabe b genannten Mitglieder wird 
gleichzeitig eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter gewählt, 
die oder der das Mitglied im Kuratorium vertreten kann und im 
Falle des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Kuratorium er-
setzt.“

58. Dem § 129 werden folgende Absätze 8 bis 11 angefügt:
„(8) Die Einschulungsbereiche für Gemeinschaftsschulen 

werden beginnend mit dem Einschulungsverfahren zum Schul-
jahr 2020/2021 verbindlich gemäß § 54 Absatz 5 in der ab dem 
Inkrafttreten von Artikel 1 Nummer 32 des Gesetzes zur Ände-
rung des Schulgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften vom 
18. Dezember 2018 (GVBl. S. 710) geltenden Fassung festge-
legt. Für das Einschulungsverfahren und das Aufnahmeverfah-
ren für das Schuljahr 2019/2020 findet § 17a Absatz 5 in der bis 
zum Inkrafttreten von Artikel 1 Nummer 13 des vorgenannten 
Gesetzes geltenden Fassung weiter Anwendung, sofern die zu-
ständige Schulbehörde nicht bereits Einschulungsbereiche ge-
mäß § 54 Absatz 5 in der in Satz 1 genannten Fassung gebildet 
hat. Für das Übergangs- und Aufnahmeverfahren für das Schul-
jahr 2019/2020 in die Sekundarstufe I der Gemeinschaftsschule 
findet § 17a Absatz 5 in der in Satz 2 genannten Fassung eben-
falls weiter Anwendung.

(9) Beschlüsse der Schulkonferenz gemäß § 76 Absatz 1 
Nummer 9 und § 58 Absatz 4 Satz 6 und 7 in der ab dem Inkraft-
treten von Artikel 1 Nummer 44 des Gesetzes zur Änderung des 
Schulgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften vom 18. Dezem-
ber 2018 (GVBl. S. 710) geltenden Fassung können erstmals mit 
Wirkung für das Schuljahr 2019/2020 getroffen werden. Die bis-
herigen Festlegungen im Schulprogramm gemäß § 17a Absatz 6 
Satz 2 in der bis zum Inkrafttreten von Artikel 1 Nummer 13 des 
in Satz 1 genannten Gesetzes geltenden Fassung gelten für das 
Schuljahr 2018/19 fort.

(10) Schulen, die an der Pilotphase der Gemeinschaftsschule 
gemäß § 17a in der bis zum Inkrafttreten von Artikel 1 Num-
mer 13 des Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes und weite-
rer Rechtsvorschriften vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 710) 
geltenden Fassung teilgenommen haben, sind ab dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens von Artikel 1 Nummer 17 des vorgenannten 
Gesetzes Gemeinschaftsschulen im Sinne dieses Gesetzes.“

(11) Schülerinnen und Schüler, die zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens von Artikel 1 Nummer 21 und 22 des Gesetzes zur Ände-
rung des Schulgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften vom 
18. Dezember 2018 (GVBl. S. 710) Lehrgänge nach § 29 Ab-
satz 3 und 4 oder einjährige Bildungsgänge nach § 30 Absatz 1 
in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung besuchen, be-
enden diese Lehrgänge nach den bis zu diesem Zeitpunkt gelten-
den Bestimmungen.“

Artikel 2 
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Die Anlage I (Landesbesoldungsordnungen A und B) des Landes-
besoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom  
9. April 1996 (GVBl. S. 160; 2005 S. 463), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 446) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Landesbesoldungsordnung A wird wie folgt geändert:
a) In der Besoldungsgruppe 13 werden im Wortlaut zu der 

Amtsbezeichnung „Konrektor“ nach dem Wort „Grundschu-
le“ die Wörter „oder des Grundschulteils einer Integrierten 
Sekundarschule oder Gemeinschaftsschule“ eingefügt.

b) In der Besoldungsgruppe 14 werden im Wortlaut zu der 
Amtsbezeichnung „Konrektor“ jeweils nach dem Wort 
„Grundschule“ die Wörter „oder des Grundschulteils einer 
Integrierten Sekundarschule oder Gemeinschaftsschule“ 
eingefügt.

c) Die Besoldungsgruppe 15 wird wie folgt geändert:
aa) Im Wortlaut zu der Amtsbezeichnung „Direktor einer 

Integrierten Sekundarschule“ wird nach der Angabe „1)“ 
die Angabe „7)“ eingefügt.
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Artikel 5 
Änderung der Verordnung über die 

Satzung des Pestalozzi-Fröbel-Hauses
In der Anlage zu Artikel I (Satzung des Pestalozzi-Fröbel-Hauses) 

der Verordnung über die Satzung des Pestalozzi-Fröbel-Hauses vom 
21. März 1966 (GVBl. S. 565), die zuletzt durch Artikel I der Ver-
ordnung vom 7. Februar 2006 (GVBl. S. 128) geändert worden ist, 
wird § 5 wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte seiner Mitglieder anwesend oder ordnungsgemäß vertre-
ten ist.“

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „anwesenden“ die Wörter 
„oder ordnungsgemäß vertretenen“ eingefügt.

c) In Absatz 3 Satz 1 und 3 werden jeweils nach dem Wort „schrift-
lichen“ die Wörter „oder elektronischen“ eingefügt.

Artikel 6 
Änderung der Verordnung über 

die Satzung des Lette-Vereins
In der Anlage zu Artikel I (Satzung des Lette-Vereins) der Ver-

ordnung über die Satzung des Lette-Vereins vom 21. März 1966 
(GVBl. S. 566), die zuletzt durch die Verordnung vom 25. März 
2015 (GVBl. S. 79) geändert worden ist, wird § 5 wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte seiner Mitglieder anwesend oder ordnungsgemäß vertre-
ten ist.“

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „anwesenden“ die Wörter 
„oder ordnungsgemäß vertretenen“ eingefügt.

c) In Absatz 3 Satz 1 und 3 werden jeweils nach dem Wort „schrift-
lichen“ die Wörter „oder elektronischen“ eingefügt.

Artikel 7 
Änderung der Verordnung über die staatlichen 

Kollegs und Abendgymnasien des Landes Berlin
Die Verordnung über die staatlichen Kollegs und Abendgymna-

sien des Landes Berlin vom 11. Februar 2010 (GVBl. S. 88), die 
zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 16. August 2017 (GVBl. 
S. 420) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „eineinhalb Jahren“ 
durch die Wörter „einem Jahr“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird jeweils die Angabe „Nummer 3“ 
durch die Angabe „Nummer 2“ ersetzt.

2. In § 7 Absatz 2 Nummer 5 wird das Wort „dreijährigen“ durch 
das Wort „zweijährigen“ ersetzt.

Artikel 8 
Änderung der Schülerförderungs- 

 und -betreuungsverordnung
Die Schülerförderungs- und -betreuungsverordnung vom 24. Ok-

tober 2011 (GVBl. S. 506), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 9. April 2018 (GVBl. S. 202) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 26a gestrichen.
2. In § 1 Satz 1, § 1a Absatz 1 Satz 1 und § 2 Absatz 4 Nummer 3 

werden jeweils die Wörter „Autistische Behinderung“ durch das 
Wort „Autismus“ ersetzt.

3. § 25 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
„6.  jährlich bis zum 15. November eine Bestätigung der 

von der Schulaufsichtsbehörde genannten Anzahl der 
am 1. November (Stichtag) belegten Plätze nach Be-
treuungsumfang gegliedert, den Umfang der lern-
gruppenbezogenen Leistungen im Rahmen der ver-
lässlichen Halbtagsgrundschule, des gebundenen 
Ganztagsbetriebes und in der Schulanfangsphase so-
wie den aktuellen Personalbestand an pädagogischen 
Fachkräften,“

bb) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein Komma 
ersetzt.

cc) Folgende Nummer 8 wird angefügt:
„8.  während des Betriebs einer Einrichtung die Angaben 

nach Nummer 1 Buchstabe a bis d in Bezug auf neu 
eingestelltes Leitungs- und Fachpersonal sowie das 
Datum des Ausscheidens von Leitungs- und Fach-
personal nach Buchstabe e, jeweils unter Meldung 
des aktuellen Personalbestandes.“

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „15. Oktober“ durch die 
Angabe „15. November“ und die Angabe „1. Oktober“ 
durch die Angabe „1. November“ ersetzt.

4. § 26a wird aufgehoben.

Artikel 9 
Änderung des Tagesbetreuungs- 

kostenbeteiligungsgesetzes
Das Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetz in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23. April 2010 (GVBl. S. 250), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 9. April 2018 (GVBl. S. 202) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 4a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 bis 4, 

die nur eine Betreuung in den Ferien benötigen, erhalten an 
der Ganztagsgrundschule in gebundener Form eine Betreuung 
zwischen 7.30 und 16.00 Uhr, an der verlässlichen Halbtags-
grundschule eine Betreuung zwischen 7.30 und 13.30 Uhr, 
wenn sie einen entsprechenden Betreuungsvertrag mit einer 
Laufzeit von mindestens einem Schuljahr abschließen. Die 
Kostenbeteiligung ist in zwölf gleichen Monatsraten zu zah-
len. Bei einem Vertragsbeginn im laufenden Schuljahr sind die 
entsprechenden Monatsraten für den laufenden Monat und die 
verbleibenden Monate zu leisten. Bei einer außerordentlichen 
Beendigung des Betreuungsvertrages im laufenden Schuljahr 
ist die Kostenbeteiligung nur bis zum Ende des Monats der 
außerordentlichen Kündigung zu leisten.“

b) In Absatz 4 Satz 2 und Absatz 6 Satz 7 und 8 werden jeweils 
die Wörter „Autistische Behinderung“ durch das Wort „Au-
tismus“ ersetzt.

c) Dem Absatz 7 werden die folgenden Sätze angefügt:
„Anlage 1 in der bis zum Inkrafttreten von Artikel 1 Num-
mer 3 des Haushaltsumsetzungsgesetzes vom 9. Mai 2016 
(GVBl. S. 243) geltenden Fassung ist für die Jahrgangsstu-
fen 3 bis 6 für die Kostenbeteiligung weiterhin anzuwenden. 
Für die Jahrgangsstufen 1 und 2 gilt Satz 2 mit der Maßgabe 
entsprechend, dass die weitere Anwendbarkeit der Anlage 1 
mit Ablauf des 31. Juli 2019 endet.“
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1)  Eingangs- und Unterstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ sowie Jahrgangs-
stufen 1 bis 4 an Auftragsschulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Autismus“

2)  bei Feststellung eines besonderen Bedarfs in den Jahrgangstufen 5 und 6 und für Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädago-
gischen Förderbedarf „Geistige Entwicklung“ bzw. „Autismus“ oder mit den Förderstufen I bzw. II“

2. Die Anlage 2 wird wie folgt gefasst:

„Anlage 2

 
1) Eingangs- und Unterstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ sowie Jahrgangs-

stufen 1 bis 4 an Auftragsschulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Autismus“  
2) bei Feststellung eines besonderen Bedarfs in den Jahrgangstufen 5 und 6 und für Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädago-

gischen Förderbedarf „Geistige Entwicklung" bzw.  „Autismus" oder mit den Förderstufen I bzw. II“ 
  

„Anlage 2 
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3. Die Anlage 2a wird wie folgt gefasst:
3. Die Anlage 2a wird wie folgt gefasst: 
„Anlage 2a 

 
1) Mittelstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ sowie Jahrgangstufen 5 und 6 an 

Auftragsschulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Autismus“ 
2) bei Feststellung eines besonderen Bedarfs in den Jahrgangstufen 5 und 6 und für Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogi- 
   schen Förderbedarf „Geistige Entwicklung" bzw. „Autismus" oder mit den Förderstufen I bzw. II“ 

1)  Mittelstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ sowie Jahrgangstufen 5 und 6 an Auf-
tragsschulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Autismus“

2)  bei Feststellung eines besonderen Bedarfs in den Jahrgangstufen 5 und 6 und für Schülerinnen und Schüler mit dem sonderpädagogi- 
schen Förderbedarf „Geistige Entwicklung“ bzw. „Autismus“ oder mit den Förderstufen I bzw. II“
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Artikel 10 
Änderung des Haushaltsumsetzungsgesetzes

Artikel 5 Nummer 2 und 3 des Haushaltsumsetzungsgesetzes vom 
9. April 2018 (GVBl. S. 202) wird aufgehoben.

Artikel 11 
Weitere Änderung des Tagesbetreuungs- 

kostenbeteiligungsgesetzes
Das Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetz in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23. April 2010 (GVBl. S. 250), das zuletzt 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 710) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 4a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 bis 4, 

die nur eine Betreuung in den Ferien benötigen, erhalten an 
der Ganztagsgrundschule in gebundener Form eine Betreu-
ung zwischen 7.30 und 16.00 Uhr, an der verlässlichen 
Halbtagsgrundschule eine Betreuung zwischen 7.30 und 
13.30 Uhr, wenn sie einen entsprechenden Betreuungsver-
trag mit einer Laufzeit von mindestens einem Schuljahr ab-
schließen. Die Kostenbeteiligung für die Schülerinnen und 
Schüler der Jahrgangsstufen 3 und 4 ist in zwölf gleichen 
Monatsraten zu zahlen. Bei einem Vertragsbeginn im lau-
fenden Schuljahr sind die entsprechenden Monatsraten für 
den laufenden Monat und die verbleibenden Monate zu leis-
ten. Bei einer außerordentlichen Beendigung des Betreu-
ungsvertrages im laufenden Schuljahr ist die Kostenbeteili-
gung nur bis zum Ende des Monats der außerordentlichen 
Kündigung zu leisten. Für Schülerinnen und Schüler der 
Jahrgangsstufen 1 und 2 und der Eingangsstufe an Schulen 
mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geisti-
ge Entwicklung“ ist die Betreuung in den Ferien kostenfrei.“

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 werden die Wörter „Eingangs- und Unterstufe 

oder den Jahrgangsstufen 1 bis 4“ durch die Wörter 
„Unterstufe oder den Jahrgangsstufen 3 und 4“ ersetzt.

bb) In Satz 7 und 8 werden jeweils die Wörter „Autistische 
Behinderung“ durch das Wort „Autismus“ ersetzt.

2. Anlage 2 Fußnote 1) wird wie folgt gefasst:
„1)  Unterstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen För-

derschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ sowie Jahrgangs-
stufen 3 und 4 an Auftragsschulen mit dem Förderschwer-
punkt „Autismus“.“

Artikel 12 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 am Tag nach 
der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 50 b) und Artikel 3 Nummer 1 treten am  
1. Januar 2019 in Kraft.

(3) Artikel 2 Nummer 1 d) und 2 tritt am 1. Februar 2019 in Kraft.
(4) Artikel 1 Nummer 26, 28 b) und c), 45 und 49, Artikel 2 Num-

mer 1 a) und b), Artikel 4 bis 6 und Artikel 11 treten am 1. August 
2019 in Kraft.

(5) Artikel 1 Nummer 34 e) bb) tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

Berlin, den 18. Dezember 2018

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landespflegegeldgesetzes

Das Landespflegegeldgesetz vom 17. Dezember 2003 (GVBl. 
S. 606), das zuletzt durch Gesetz vom 7. Juli 2016 (GVBl. S. 445) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort „Blinde,“ das Wort „Taub-
blinde,“ sowie nach dem Wort „Blindheit,“ das Wort „Taub-
blindheit,“ eingefügt.

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) Als taubblind im Sinne von Absatz 1 gilt, wer das 

Merkzeichen nach § 3 Absatz 1 Nummer 8 der Schwerbe-
hindertenausweisverordnung zuerkannt bekommen hat.“

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 5.
2. In § 2 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „gleichzeitig Gehör-

losigkeit“ durch die Wörter „Taubblindheit im Sinne von § 1 
Absatz 3“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils nach dem Wort „Blind-

heit,“ das Wort „Taubblindheit,“ eingefügt.
b) In Absatz 4 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch ein Kom-

ma ersetzt und folgender Satzteil angefügt:
„höchstens jedoch mit 50 Prozent des nach § 2 jeweils ge-
währten Betrages.“

4. In § 4 Absatz 2 wird vor den Wörtern „hochgradig Sehbehinder-
te“ das Wort „Taubblinde,“ eingefügt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Berlin, den 18. Dezember 2018

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Drittes Gesetz
zur Änderung des Landespflegegeldgesetzes

Vom 18. Dezember 2018
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(2) Dem § 7 des Haushaltsgesetzes 2018/2019 wird folgender Ab-
satz 6 angefügt:

„(6) Greift das Land zu einer Aufstockungsfinanzierung, in-
dem es bestehende bezirkliche Leistungen hinsichtlich einzelner 
bezirklicher Projekte durch oder auf Grund des Haushaltsgeset-
zes verstärkt, ist eine Absenkung der bisherigen bezirklichen 
Leistungen weder im Ansatz noch in der Auskehrung zulässig.“

(3) Nach § 14 des Haushaltsgesetzes 2018/2019 wird folgender 
§ 14a eingefügt:

„§ 14a 
Zuführungen an das Sondervermögen 

„Berliner Versorgungsrücklage“
Die Senatsverwaltung für Finanzen wird ermächtigt, mit vor-

heriger Zustimmung des Hauptausschusses des Abgeordneten-
hauses dem Sondervermögen „Berliner Versorgungsrücklage“ 
zusätzliche Haushaltsmittel zuzuführen, die über die bei Kapitel 
2940 Titel 42400 und 43400 veranschlagten Haushaltsansätze 
hinausgehen. Die zusätzlichen Ausgaben stellen keine Mehraus-
gaben im Sinne des § 37 der Landeshaushaltsordnung dar.“

§ 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2018 in Kraft.

Berlin, den 18. Dezember 2018

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
Neufeststellung des Haushaltsplans

Der dem Haushaltsgesetz 2018/2019 vom 19. Dezember 2017 
(GVBl. S. 678) als Anlage beigefügte Haushaltsplan von Berlin für 
die Jahre 2018 und 2019 wird nach Maßgabe des diesem Gesetz 
beigefügten Nachtragshaushaltsplans für 2018 in Einnahmen und 
Ausgaben auf 29.354.992.200 Euro mit Verpflichtungsermächtigun-
gen von 10.717.672.900 Euro und für 2019 in Einnahmen und Aus-
gaben auf 30.020.874.000 Euro mit Verpflichtungsermächtigungen 
von 17.327.716.300 Euro neu festgestellt, und zwar
1. für das Haushaltsjahr 2018

a) in den Einzelplänen 01 bis 29 auf Einnahmen und Ausgaben 
von 20.228.129.500 Euro mit Verpflichtungsermächtigun-
gen von 10.515.397.300 Euro sowie

b) in den Einzelplänen 31 bis 45 (Bezirkshaushaltspläne) un-
verändert.

2. für das Haushaltsjahr 2019
a) in den Einzelplänen 01 bis 29 auf Einnahmen und Ausgaben 

von 20.780.732.300 Euro mit Verpflichtungsermächtigun-
gen von 17.195.281.700 Euro sowie

b) in den Einzelplänen 31 bis 45 (Bezirkshaushaltspläne) un-
verändert.

§ 2 
Änderungen des Haushaltsgesetzes 2018/2019

(1) Dem § 5 des Haushaltsgesetzes 2018/2019 wird folgender Ab-
satz 3 angefügt:

„(3) Auf Beschluss des Hauptausschusses können die nötigen 
Verpflichtungen eingegangen werden, um einen Unternehmens-
vertrag mit den Berliner Bäder-Betrieben abzuschließen.“

Gesetz
über die Feststellung eines Nachtrags zum Haushaltsplan 

von Berlin für die Haushaltsjahre 2018 und 2019 
(Nachtragshaushaltsgesetz 2018/2019 – NHG 18/19)

Vom 18. Dezember 2018
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A n l a g e

Gesamtplan

zum

Nachtragshaushaltsplan von Berlin

für die

Haushaltsjahre 2018 und 2019



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      74. Jahrgang      Nr. 31    29. Dezember 2018728 

 

Gesamtplan 
Haushaltsübersicht 2018 
 

Einzel-
plan Bezeichnung Einnahmen Ausgaben Fehlbetrag (-) 

Überschuss (+) 
Verpflichtungs- 
ermächtigungen 

  € € € € 
01 Abgeordnetenhaus 

 Bisher 88.800 61.608.800 -61.520.000 --- 
 Veränderung --- --- ---- --- 
 Neu 88.800 61.608.800 -61.520.000 --- 

02 Verfassungsgerichtshof 
 Bisher 1.000 710.700 -709.700 --- 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 1.000 710.700 -709.700 --- 

03 Regierende Bürgermeisterin/Regierender Bürgermeister 
 Bisher 625.237.800 2.337.124.200 -1.711.886.400 6.686.896.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 625.237.800 2.337.124.200 -1.711.886.400 6.686.896.000 

05 Inneres und Sport 
 Bisher 314.300.200 2.180.494.100 -1.866.193.900 234.564.200 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 314.300.200 2.180.494.100 -1.866.193.900 234.564.200 

06 Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 
 Bisher 304.141.300 958.469.800 -654.328.500 18.048.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 304.141.300 958.469.800 -654.328.500 18.048.000 

07 Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
 Bisher 648.101.600 1.546.259.900 -898.158.300 616.432.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 648.101.600 1.546.259.900 -898.158.300 616.432.000 

08 Kultur und Europa 
 Bisher 43.470.600 724.497.200 -681.026.600 134.505.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 43.470.600 724.497.200 -681.026.600 134.505.000 

09 Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 
 Bisher 8.267.200 259.153.200 -250.886.000 108.011.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 8.267.200 259.153.200 -250.886.000 108.011.000 

10 Bildung, Jugend und Familie 
 Bisher 155.424.100 3.657.773.200 -3.502.349.100 161.172.500 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 155.424.100 3.657.773.200 -3.502.349.100 161.172.500 

11 Integration, Arbeit und Soziales 
 Bisher 467.753.500 1.315.993.300 -848.239.800 761.096.600 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 467.753.500 1.315.993.300 -848.239.800 761.096.600 

12 Stadtentwicklung und Wohnen 
 Bisher 377.376.900 756.552.800 -379.175.900 754.721.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 377.376.900 756.552.800 -379.175.900 754.721.000 
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Gesamtplan     
Haushaltsübersicht 2018 

 
Einzel-

plan Bezeichnung Einnahmen Ausgaben Fehlbetrag (-) 
Überschuss (+) 

Verpflichtungs- 
ermächtigungen 

  € € € € 
13 Wirtschaft, Energie und Betriebe 

 Bisher 289.291.500 586.363.800 -297.072.300 408.002.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 289.291.500 586.363.800 -297.072.300 408.002.000 

15 Finanzen 
 Bisher 253.996.000 598.352.100 -344.356.100 178.153.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 253.996.000 598.352.100 -344.356.100 178.153.000 

20 Rechnungshof 
 Bisher 65.000 18.067.000 -18.002.000 --- 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 65.000 18.067.000 -18.002.000 --- 

21 Beauftragte/Beauftragter für Datenschutz und Informationsfreiheit 
 Bisher 16.000 7.677.700 -7.661.700 --- 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 16.000 7.677.700 -7.661.700 --- 

25 Landesweite Maßnahmen des E-Governments 
 Bisher 1.000 86.724.300 -86.723.300 225.287.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 1.000 86.724.300 -86.723.300 225.287.000 

27 Zuweisungen an und Programme für die Bezirke 
 Bisher -6.646.456.000 535.916.000 -7.182.372.000 228.506.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu -6.646.456.000 535.916.000 -7.182.372.000 228.506.000 

29 Allgemeine Finanz- und Personalangelegenheiten 

  
 Bisher 22.635.262.000 3.844.600.400 18.790.661.600 100.003.000 
 Veränderung 751.791.000 751.791.000 0 -100.000.000 
 Neu 23.387.053.000 4.596.391.400 18.790.661.600 3.000 
      

 Summe Einzelpläne 01 – 29 
 Bisher 19.476.338.500 19.476.338.500 --- 10.615.397.300 
 Veränderung 751.791.000 751.791.000 --- -100.000.000 
 Neu 20.228.129.500 20.228.129.500 --- 10.515.397.300 
      

 Summe Einzelpläne 31 – 45 
 Bisher 9.126.862.700 9.126.862.700 --- 202.275.600 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 9.126.862.700 9.126.862.700 --- 202.275.600 
      

 Summe Haushaltsplan 
 Bisher 28.603.201.200 28.603.201.200 --- 10.817.672.900 

 Veränderung 751.791.000 751.791.000 --- -100.000.000 
 Neu 29.354.992.200 29.354.992.200 --- 10.717.672.900 
      

 



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      74. Jahrgang      Nr. 31    29. Dezember 2018730 

 

Gesamtplan 
Haushaltsübersicht 2019 
 

Einzel-
plan Bezeichnung Einnahmen Ausgaben Fehlbetrag (-) 

Überschuss (+) 
Verpflichtungs- 
ermächtigungen 

  € € € € 
01 Abgeordnetenhaus 

 Bisher 88.800 64.310.100 -64.221.300 --- 
 Veränderung --- 328.000 -328.000 --- 
 Neu 88.800 64.638.100 -64.549.300 --- 

02 Verfassungsgerichtshof 
 Bisher 1.000 732.700 -731.700 --- 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 1.000 732.700 -731.700 --- 

03 Regierende Bürgermeisterin/Regierender Bürgermeister 
 Bisher 631.333.800 2.397.573.300 -1.766.239.500 667.430.000 
 Veränderung --- 10.000.000 -10.000.000 348.500.000 
 Neu 631.333.800 2.407.573.300 -1.776.239.500 1015.930.000 

05 Inneres und Sport 
 Bisher 317.351.200 2.234.554.700 -1.917.203.500 43.118.100 
 Veränderung --- 17.572.000 -17.572.000 20.000.000 
 Neu 317.351.200 2.252.126.700 -1.934.775.500 63.118.100 

06 Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung 
 Bisher 304.196.300 979.870.100 -675.673.800 3.740.000 
 Veränderung --- 6.990.000 -6.990.000 --- 
 Neu 304.196.300 986.860.100 -682.663.800 3.740.000 

07 Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
 Bisher 653.961.600 1.591.499.500 -937.537.900 12.865.481.000 
 Veränderung --- 8.669.000 -8.669.000 84.200.000 
 Neu 653.961.600 1.600.168.500 -946.206.900 12.949.681.000 

08 Kultur und Europa 
 Bisher 43.282.000 709.812.700 -666.530.700 49.874.000 
 Veränderung --- 10.278.000 -10.278.000 2.975.000 
 Neu 43.282.000 720.090.700 -676.808.700 52.849.000 

09 Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 
 Bisher 8.308.200 252.719.100 -244.410.900 60.591.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 8.308.200 252.719.100 -244.410.900 60.591.000 

10 Bildung, Jugend und Familie 
 Bisher 144.126.100 3.833.093.900 -3.688.967.800 90.558.000 
 Veränderung --- 1.960.000 -1.960.000 --- 
 Neu 144.126.100 3.835.053.900 -3.690.927.800 90.558.000 

11 Integration, Arbeit und Soziales 
 Bisher 567.032.100 1.369.639.300 -802.607.200 604.335.600 
 Veränderung --- 1.000 -1.000 53.750.000 
 Neu 567.032.100 1.369.640.300 -802.608.200 658.085.600 

12 Stadtentwicklung und Wohnen 
 Bisher 358.294.700 851.716.300 -493.421.600 747.331.000 
 Veränderung --- 2.699.000 -2.699.000 85.000.000 
 Neu 358.294.700 854.415.300 -496.120.600 832.331.000 
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Gesamtplan     
Haushaltsübersicht 2019 

 
Einzel-

plan Bezeichnung Einnahmen Ausgaben Fehlbetrag (-) 
Überschuss (+) 

Verpflichtungs- 
ermächtigungen 

  € € € € 
13 Wirtschaft, Energie und Betriebe 

 Bisher 315.403.500 588.992.300 -273.588.800 303.681.000 
 Veränderung --- 38.849.000 -38.849.000 --- 
 Neu 315.403.500 627.841.300 -312.437.800 303.681.000 

15 Finanzen 
 Bisher 258.933.000 601.213.400 -342.280.400 25.000.000 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 258.933.000 601.213.400 -342.280.400 25.000.000 

20 Rechnungshof 
 Bisher 65.000 18.439.000 -18.374.000 --- 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 65.000 18.439.000 -18.374.000 --- 

21 Beauftragte/Beauftragter für Datenschutz und Informationsfreiheit 
 Bisher 16.000 7.545.800 -7.529.800 --- 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 16.000 7.545.800 -7.529.800 --- 

25 Landesweite Maßnahmen des E-Governments 
 Bisher 1.000 95.078.400 -95.077.400 196.721.000 
 Veränderung --- --- --- 309.790.000 
 Neu 1.000 95.078.400 -95.077.400 506.511.000 

27 Zuweisungen an und Programme für die Bezirke 
 Bisher -6.748.540.000 751.541.000 -7.500.081.000 280.006.000 
 Veränderung -107.000.000 101.722.000 -208.722.000 107.000.000 
 Neu -6.855.540.000 853.263.000 -7.708.803.000 387.006.000 

29 Allgemeine Finanz- und Personalangelegenheiten 
 Bisher 23.261.511.000 3.767.033.700 19.494.477.300 103.700.000 
 Veränderung 772.367.000 466.299.000 306.068.000 142.500.000 
 Neu 24.033.878.000 4.233.332.700 19.800.545.300 246.200.000 
      

 Summe Einzelpläne 01 – 29 
 Bisher 20.115.365.300 20.115.365.300 --- 16.041.566.700 
 Veränderung 665.367.000 665.367.000 --- 1.153.715.000 
 Neu 20.780.732.300 20.780.732.300 --- 17.195.281.700 
      

 Summe Einzelpläne 31 – 45 
 Bisher 9.240.141.700 9.240.141.700 --- 132.434.600 
 Veränderung --- --- --- --- 
 Neu 9.240.141.700 9.240.141.700 --- 132.434.600 
      

 Summe Haushaltsplan 
 Bisher 29.355.507.000 29.355.507.000 --- 16.174.001.300 

 Veränderung 665.367.000 665.367.000 --- 1.153.715.000 
 Neu 30.020.874.000 30.020.874.000 --- 17.327.716.300 
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Gesamtplan 

Finanzierungsübersicht 2018 
– Mio. € – 

Ermittlung des Finanzierungssaldos 

 1. Einnahmen  
 (ohne Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt, Entnahmen aus Rücklagen 
 und Einnahmen aus Überschüssen sowie Verrechnungen) ................................................  

 
 

29.600,2 

 2.  Ausgaben 
 (ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen an Rücklagen 
 und Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen sowie Verrechnungen) ..............................  

 
 

28.530,8 

 3. Finanzierungsüberschuss ...................................................................................................  1.069,6 

 

Verwendung des Finanzierungsüberschusses 

 4. Netto-Schuldentilgung am Kreditmarkt 
 Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt ................................................ 

 
5.744,9 

 
 

 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt ...................................... 6.447,7 -702,8 

 5. Rücklagenbewegung 
 Entnahmen aus Rücklagen ..................................................................... 

 
13,1 

 

 Zuführungen an Rücklagen ..................................................................... 379,9 -366,8 

 6. Ausgleich früherer Haushaltsjahre 
 Einnahmen aus Überschüssen ............................................................... 

darunter: 
Überschüsse der Bezirke ........................................................................ 

 
76,9 

 
76,9 

 

 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen .............................................. 
 darunter: 
 Fehlbetrag der Bezirke ............................................................................ 

76,9 
 

22,6 

 
 

0,0 

 7. Verrechnungsbewegungen 
 einnahmeseitige Verrechnungen ............................................................. 

 
367,4 

 

 ausgabeseitige Verrechnungen ............................................................... 367,4 0,0 

 8. Summe ..................................................................................................................................  -1.069,6 
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Gesamtplan 

Finanzierungsübersicht 2019 
– Mio. € – 

Ermittlung des Finanzierungssaldos 

 1. Einnahmen  
 (ohne Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt, Entnahmen aus Rücklagen 
 und Einnahmen aus Überschüssen sowie Verrechnungen) ................................................  

 
 

30.092,8 

 2.  Ausgaben 
 (ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen an Rücklagen 
 und Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen sowie Verrechnungen) ..............................  

 
 

29.581,3 

 3. Finanzierungsüberschuss ...................................................................................................  511,5 

 

Verwendung des Finanzierungsüberschusses 

 4. Netto-Schuldentilgung am Kreditmarkt 
 Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt ................................................ 

 
3.644,3 

 
 

 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt ...................................... 4.094,3 -450,0 

 5. Rücklagenbewegung 
 Entnahmen aus Rücklagen ..................................................................... 

 
10,6 

 

 Zuführungen an Rücklagen ..................................................................... 72,1 -61,5 

 6. Ausgleich früherer Haushaltsjahre 
 Einnahmen aus Überschüssen ............................................................... 

darunter: 
Überschüsse der Bezirke ........................................................................ 

 
0,0 

 
0,0 

 

 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen .............................................. 
 darunter: 
 Fehlbetrag der Bezirke ............................................................................ 

0,0 
 

0,0 

 
 

0,0 

 7. Verrechnungsbewegungen 
 einnahmeseitige Verrechnungen ............................................................. 

 
367,5 

 

 ausgabeseitige Verrechnungen ............................................................... 367,5 0,0 

 8. Summe ..................................................................................................................................  -511,5 
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Gesamtplan 

Kreditfinanzierungsplan 2018 
- Mio. € - 

Kredite am Kreditmarkt 

1.  Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt ....................................................................................  5.744,9 

2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt ..........................................................................  6.447,7 

3. Netto-Schuldentilgung am Kreditmarkt ........................................................................................  702,8 

Kredite im öffentlichen Bereich 

4. Einnahmen aus Krediten von Gebietskörperschaften u. Ä., Darlehen des 
Bundes .........................................................................................................  

0 
 

 

5. Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaften u. Ä. im 
öffentlichen Bereich ......................................................................................  

21,1  

6. Netto-Schuldentilgung im öffentlichen Bereich .............................................   21,1 
 

7. Netto-Schuldentilgung insgesamt .................................................................   723,9 
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Gesamtplan 

Kreditfinanzierungsplan 2019 
- Mio. € - 

Kredite am Kreditmarkt 

1. Einnahmen aus Krediten am Kreditmarkt ....................................................................................  3.644,3 
 

2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt ..........................................................................  4.094,3 

3. Netto-Schuldentilgung am Kreditmarkt ........................................................................................  450,0 

Kredite im öffentlichen Bereich 

4. Einnahmen aus Krediten von Gebietskörperschaften u. Ä., Darlehen des 
Bundes .........................................................................................................  

0 
 

 

5. Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaften u. Ä. im 
öffentlichen Bereich ......................................................................................  

20,2  

6. Netto-Schuldentilgung im öffentlichen Bereich .............................................   20,2 
 

7. Netto-Schuldentilgung insgesamt .................................................................   470,2 
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Betriebshaushalt/Vermögenshaushalt 
Einnahmen und Ausgaben sowie Finanzierungssaldo 

des Berliner Haushalts 2018 und 2019 

Mio. € 

 Ansatz Ansatz 
 

Ansatz Ist 

 2018 2019 
 

2017 2016 

Laufende Rechnung (Betriebshaushalt)     

Einnahmen der laufenden Rechnung ...............................  28.772 29.306 25.565 25.380 

Ausgaben der laufenden Rechnung .................................  25.522 26.412 23.928 23.217 

Saldo der laufenden Rechnung (Betriebshaushalt) ....  3.250 2.894 1.637 2.163 

     

Kapitalrechnung (Vermögenshaushalt)     

Einnahmen der Kapitalrechnung ......................................  827 879 863 903 

 darunter Zuweisungen für Investitionen ......................  557 611 503 467 

  Vermögensaktivierung ..................................  30 29 52 53 

Ausgaben der Kapitalrechnung ........................................  2.769 2.792 2.055 2.929 

 darunter Investitionsausgaben ....................................  2.696 2.293 1.983 2.865 

Saldo der Kapitalrechnung (Vermögenshaushalt) ......  -1.942 -1.913 -1.192 -2.026 

     

nachrichtlich:     

Globalpositionen (Saldo) ..................................................  -238 -469 -365 0 

     

Finanzierungssaldo ........................................................  1.070 512 80 137 
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dafür nach § 2 dieser Verordnung erforderliche Genehmigung rück-
baut oder ändert, handelt gemäß § 213 Absatz 1 Nummer 4 BauGB 
ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 3 BauGB mit einer 
Geldbuße belegt werden.

§ 5 
Ausnahmen

§ 2 dieser Verordnung ist nicht auf Grundstücke anzuwenden, die 
den in § 26 Nummer 2 BauGB bezeichneten Zwecken dienen, und 
nicht auf die in § 26 Nummer 3 BauGB bezeichneten Grundstücke. 
Das Bezirksamt Reinickendorf von Berlin unterrichtet die Bedarfs-
träger dieser Grundstücke von dieser Verordnung. Beabsichtigt ein 
Bedarfsträger dieser Grundstücke ein Vorhaben im Sinne von § 2 
dieser Verordnung, hat er dies dem Bezirksamt anzuzeigen.

§ 6 
Verletzung von Vorschriften

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 
lassen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des BauGB 
bezeichnet sind,

2. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs,

3. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
AG BauGB enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Reinickendorf von Berlin schriftlich 
geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Man-
gel begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist werden die in den Nummern 1 bis 3 genannten Ver-
letzungen oder Mängel gemäß § 215 Absatz 1 BauGB und gemäß 
§ 32 Absatz 2 AG BauGB unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 7 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 4. Dezember 2018

Bezirksamt Reinickendorf von Berlin

Frank B a l z e r
Bezirksbürgermeister

Anlage: Karte mit Geltungsbereich

Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Ab-
satz 3 des Gesetzes vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), in Ver-
bindung mit § 30 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
(AG BauGB) in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Dezember 2017 
(GVBl. S. 664), wird verordnet:

§ 1 
Geltungsbereich des Erhaltungsgebiets „Letteplatz“

Die Verordnung zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohn-
bevölkerung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BauGB gilt für 
das in der anliegenden Karte im Maßstab 1 : 4000 mit einer durch-
brochenen Linie eingegrenzte Gebiet „Letteplatz“ im Bezirk Reini-
ckendorf von Berlin, Ortsteil Reinickendorf. Es wird begrenzt durch 
die Straßen Stargardtstraße, Residenzstraße, Mittelbruchzeile, Pro-
vinzstraße, Ritterlandweg, Reginhardstraße, Markstraße, Walder-
seestraße, Brienzer Straße, Holländerstraße und Baseler Straße so-
wie die Parkanlage Am Schäfersee. Die Innenkante der durchbro-
chenen Linie bildet die Gebietsgrenze. Die Karte ist Bestandteil 
dieser Verordnung (Anlage 1).

§ 2 
Gegenstand der Verordnung 

für das Erhaltungsgebiet „Letteplatz“
Zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung be-

dürfen in dem in § 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Ände-
rung oder die Nutzungsänderung baulicher Anlagen der Genehmi-
gung. Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn die Zusam-
mensetzung der Wohnbevölkerung aus besonderen städtebaulichen 
Gründen erhalten werden soll. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
wenn auch unter Berücksichtigung des Allgemeinwohls die Erhal-
tung der baulichen Anlage wirtschaftlich nicht mehr zumutbar ist. 
Sie ist ferner zu erteilen, wenn die Änderung einer baulichen Anla-
ge der Herstellung des zeitgemäßen Ausstattungszustandes einer 
durchschnittlichen Wohnung unter Berücksichtigung der bauord-
nungsrechtlichen Mindestanforderungen dient. Die Genehmigung 
ist auch zu erteilen, wenn die Änderung einer baulichen Anlage der 
Anpassung an die baulichen oder anlagentechnischen Mindestanfor-
derungen der Energieeinsparverordnung dient.

§ 3 
Zuständigkeit

Die Durchführung der Verordnung obliegt dem Bezirksamt Reini-
ckendorf von Berlin.

§ 4 
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Anlage innerhalb des Geltungsbereichs des Er-
haltungsgebiets „Letteplatz“ gemäß § 1 dieser Verordnung ohne die 

Verordnung
zur Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung gemäß 

§ 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs für das Gebiet „Letteplatz“ im 
Bezirk Reinickendorf von Berlin, Ortsteil Reinickendorf

Vom 4. Dezember 2018
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Verordnung
über weitere Aufgaben der Charité – Universitätsmedizin Berlin 

(Universitätsmedizinaufgabenverordnung – UniMedAufgVO)
Vom 11. Dezember 2018

Auf Grund des § 4 Absatz 10 des Berliner Hochschulgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juli 2011 (GVBl. S. 378), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. Februar 2018 
(GVBl. S. 160) geändert worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 1 
Satz 2 des Berliner Universitätsmedizingesetzes vom 5. Dezember 
2005 (GVBl. S. 739), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
2. Februar 2018 (GVBl. S. 160) geändert worden ist, verordnet der 
Regierende Bürgermeister von Berlin – Senatskanzlei:

§ 1 
Weitere Aufgaben der Charité

Der Charité – Universitätsmedizin Berlin wird neben den Aufga-
ben nach dem Berliner Universitätsmedizingesetz und dem Berliner 
Hochschulgesetz als weitere Aufgabe übertragen: die Durchführung 
von molekulargenetischen Untersuchungen von Körperzellen oder 
von durch Maßnahmen nach § 81a Absatz 1 der Strafprozessord-
nung erlangtem Material nach den §§ 81e bis 81h der Strafprozess-
ordnung sowie die mit diesen Tätigkeiten unmittelbar in Zusammen-
hang stehenden Vor- und Nachbereitungsarbeiten. Das Nähere wird 
durch eine Verwaltungsvereinbarung geregelt.

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 11. Dezember 2018

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister
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Verordnung
zur Änderung der Bildungslaufbahnverordnung 

und zur Änderung der Lehrkräftezulagenverordnung
Vom 18. Dezember 2018

Auf Grund des § 29 Absatz 1 des Laufbahngesetzes vom 21. Juni 
2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
19. Dezember 2017 (GVBl. S. 695) geändert worden ist, und des 
§ 78 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für 
Berlin nach Artikel III § 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 21. Juni 
2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21. Juni 2018 (GVBl. S. 447) geändert worden ist, verordnet der 
Senat:

Artikel 1 
Änderung der Bildungslaufbahnverordnung

Die Bildungslaufbahnverordnung vom 18. Dezember 2012 (GVBl. 
S. 546), die zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2017 (GVBl. S. 695) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird nach § 3 folgende Angabe eingefügt:

„§ 3a    Wechsel in den Laufbahnzweig der Lehrkraft mit dem 
Lehramt an Grundschulen“

2. § 3 Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3.    für den Laufbahnzweig gemäß § 8a, wenn die Befähigung 

für das Lehramt an Grundschulen nach dem Lehrkräftebil-
dungs gesetz erworben wurde.“

3.  Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:

„§ 3a 
Wechsel in den Laufbahnzweig der Lehrkraft 

mit dem Lehramt an Grundschulen
(1) Die Befähigung für den Laufbahnzweig gemäß § 8a liegt 

außer bei den in § 3 Absatz 1 Nummer 3 genannten Lehrkräften 
auch vor bei Lehrkräften mit der Befähigung
1. für den Laufbahnzweig der Lehrerin und des Lehrers (Be-

soldungsgruppe A 12, allgemeinbildender Unterricht, § 8),
2. für die Laufbahn des Lehrers (Besoldungsgruppe A 11, § 41 

Absatz 1 Nummer 3) im Beförderungsamt A 12,
3. für die Laufbahn der Sonderschullehrerin und des Sonder-

schullehrers (Besoldungsgruppe A 12, § 41 Absatz 1 Num-
mer 4) oder

4. für die Laufbahn des Sonderschullehrers (Besoldungsgrup-
pe A 12 mit Amtszulage, § 41 Absatz 1 Nummer 5),

wenn auf ihren Antrag die Befähigung für den Laufbahnzweig der 
Lehrkraft mit dem Lehramt an Grundschulen anerkannt wurde.

(2) Die Anerkennung nach Absatz 1 setzt voraus, dass die Lehr-
kraft
1. mindestens vier Jahre an einer öffentlichen Schule, einer 

genehmigten oder einer staatlich anerkannten Ersatzschule 
tätig war,

2. sich in ihrer Tätigkeit bewährt hat und
3. sich im Umfang von 30 Zeitstunden seit 2004 fortgebildet 

hat  oder als  Schulberaterin oder Schulberater, Seminarlei-
terin oder Seminarleiter, Fachseminarleiterin oder  Fachse-
minarleiter tätig war oder die erfolgreiche Teilnahme an 
einem von der für Bildung zuständigen Senatsverwaltung 
angebotenen ergänzenden oder erweiternden Studium, an 
einer Qualifikation oder einem Lehrgang nach der Verord-
nung über die Weiterbildung für Lehrkräfte im Land Berlin 
nachweist.

Für die Feststellung einer mindestens vierjährigen Tätigkeit 
nach Satz 1 Nummer 1 gilt, dass eine Verringerung des Beschäf-
tigungsumfangs bis zur Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit un-
beachtlich ist und bei einem Beschäftigungsumfang von weni-
ger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit eine propor tionale 
Verlängerung erfolgt. Auf die Beschäftigungsdauer nach Satz 1 
Nummer 1 werden bis zu einer Dauer von zwei Jahren Zeiten 
nach § 74 Absatz 3 und § 55 Absatz 1 des Landesbeamtengeset-
zes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70), das zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 2. November 2018 (GVBl. S. 620) ge-
ändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung angerechnet.

(3) Als Maßnahme im Sinne des § 18 Absatz 2 des Laufbahn-
gesetzes vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Dezember 2017 (GVBl. S. 695) 
geändert wor den ist, in der jeweils geltenden Fassung ist die 
Lehrkraft verpflichtet, innerhalb von drei Jahren nach Anerken-
nung  der Befähigung für den Laufbahnzweig der Lehrkraft mit 
dem Lehramt an Grundschulen im Umfang von 30 Zeitstunden 
an Fortbildungsveranstaltungen in Fachwissenschaft, Fachdidak-
tik oder Heterogenität teilzunehmen, die von der für Bildung zu-
ständigen Senatsverwaltung angeboten oder anerkannt werden 
und dies gegenüber der für Bildung zuständigen Senatsverwal-
tung nachzuweisen. Dieser Zeitraum kann im Einzelfall bei Vor-
liegen eines wichtigen Grundes, insbesondere bei Erkrankung, 
Elternzeit oder Sonderurlaub, verlängert werden. Liegen zwi-
schen der Anerkennung der Befähigung für den Laufbahnzweig 
der Lehrkraft mit dem Lehramt an Grundschulen und dem Ein-
tritt in den Ruhestand weniger als drei Jahre, so reduziert sich 
die Verpflichtung zur Fortbildung in dem Verhältnis, in dem die 
nach der Anerkennung der Befähigung verbliebene Dienstzeit 
zu drei Jahren steht (proportionale Reduzierung).

(4) Der Laufbahnzweigwechsel erfolgt frühestens zum 1. Au-
gust 2019.“

4. § 13 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Abweichend von Absatz 1 dürfen bei Beförderungen zur 

Rektorin oder zum Rektor als Leiterin oder Leiter einer Grund-
schule oder des Grundschulteils einer Integrierten Sekundar-
schule oder Gemeinschaftsschule, zur Konrektorin oder zum 
Konrektor, zur Son der schulrektorin oder zum Sonderschulrek-
tor oder zur Sonderschulkonrektorin oder zum Sonderschulkon-
rektor die unter dem jeweiligen Beförderungsamt liegenden Be-
förderungsämter übersprun gen werden.“

5. § 15 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „vom 19. März 2009 

(GVBl. S. 70), das zuletzt durch Artikel III des Gesetzes vom 
29. Juni 2011 (GVBl. S. 306) geändert worden ist,“ gestri-
chen.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) In ein Amt als Schulleiterin oder Schulleiter darf nur 

befördert werden, wer die Voraussetzungen nach § 14 sowie 
gegebenenfalls die nach Absatz 2 erfüllt und sich nach Ab-
legen der den Vorbereitungsdienst abschließenden Staats-
prüfung bis zum Zeitpunkt der Bewerbung mindestens ein 
Jahr an einer anderen Schule, an anderen Bildungseinrich-
tungen, in der Verwaltung oder in der Wirtschaft bewährt 
hat. Ausnahmen sind nur bei Vorliegen dringender dienstli-
cher Belange zulässig.“
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Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Die Regelung in Satz 1 gilt für Lehrkräfte, die sich am 30. Dezem-
ber 2018 im Amt des Sekundarschulrektors in der Besoldungsgrup-
pe A13 befinden, mit Wirkung vom 1. April 2015 und für Lehrkräfte, 
die sich am 30. Dezember 2018 im Lehramt an Grundschulen be-
finden, mit Wirkung vom 1. August 2017 entsprechend.“

Artikel 3 
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 1 Nummer 4 mit Wir-
kung vom 1. Januar 2018 in Kraft.

Berlin, den 18. Dezember 2018

Der Senat von Berlin
Michael  M ü l l e r

Regierender Bürgermeister
Sandra  S c h e e r e s

Senatorin für Bildung, Jugend 
und Familie

6. Dem § 40 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Ab dem 26. April 2018 können Lehrkräfte, die sich in der 
Laufbahn der Lehrerin oder des Lehrers (Besoldungsgruppe A 
11) nach § 5a der Schullaufbahnverordnung befinden, auch dann 
zur Lehrerin oder zum Lehrer (Besoldungsgruppe A 12 – gemäß 
§ 5a Schullaufbahnverordnung) befördert werden, wenn die er-
folgreiche Teilnahme an einer von der für Bildung zuständigen 
Senatsverwaltung angebotenen Qualifizierungsmaßnahme, die 
mindestens während eines Jahres begleitend zu absolvieren ist 
und eine sechsjährige Tätigkeit im neuen Schulsystem (seit 1. Au-
gust 1991) vorliegen.“

Artikel 2 
Änderung der Lehrkräftezulagenverordnung

§ 3 der Lehrkräftezulagenverordnung vom 10. Februar 1981 
(GVBl. S. 292), die zuletzt durch Artikel XIV der Verordnung vom 
29. Mai 2001 (GVBl. S. 165) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
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Bekanntmachung
über die Anpassung von Leistungen an Fraktionen  

nach dem Fraktionsgesetz

Gemäß § 8 Absatz 3 Satz 2 des Gesetzes über die Rechtsstellung 
der Fraktionen des Abgeordnetenhauses von Berlin (Fraktionsgesetz 
– FraktG) vom 8. Dezember 1993 (GVBl. S. 591), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 7. April 2017 (GVBl. S. 294) geändert 
worden ist, wird Folgendes bekannt gegeben:
-	 Ab dem 1. Januar 2019 beträgt der Grundbetrag nach § 8 Ab-

satz 1 FraktG monatlich 51.483 Euro.
-	 Ab dem 1. Januar 2019 beträgt der Pro-Kopf-Betrag nach § 8 

Absatz 1 FraktG monatlich 4.334 Euro.
-	 Ab dem 1. Januar 2019 beträgt der Oppositionszuschlag nach 

§ 8 Absatz 1 FraktG monatlich 24.396 Euro.

Berlin, den 17. Dezember 2018

Der Präsident 
des Abgeordnetenhauses von Berlin

Ralf  W i e l a n d
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Berichtigung 
der Erhaltungsverordnung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2  

des Baugesetzbuchs für das Gebiet „Kattegatstraße”  
im Bezirk Mitte von Berlin, Ortsteil Wedding

Vom 12. Dezember 2018

Die Verordnung vom 4. September 2018 (GVBl. S. 530) wird wie 
folgt berichtigt:
1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Erhaltungsverordnung
gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs 

für das Gebiet ‚Kattegatstraße‘  
im Bezirk Mitte von Berlin“

2. § 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Verordnung zur Erhaltung der Zusammensetzung der 

Wohnbevölkerung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
BauGB gilt für das in der anliegenden Karte mit einer durchge-
zogenen Linie eingegrenzte Gebiet Kattegatstraße im Bezirk 
Mitte.“

Berlin, den 12. Dezember 2018

Bezirksamt Mitte von Berlin

G o t h e
Bezirksstadtrat für Stadtentwicklung,  

Soziales und Gesundheit



Berichtigung 
der Erhaltungsverordnung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2  

des Baugesetzbuchs für das Gebiet „Reinickendorfer Straße”  
im Bezirk Mitte von Berlin, Ortsteil Wedding

Vom 12. Dezember 2018

Die Verordnung vom 4. September 2018 (GVBl. S. 532) wird wie 
folgt berichtigt:
1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Erhaltungsverordnung 
gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs 

für das Gebiet ‚Reinickendorfer Straße‘  
im Bezirk Mitte von Berlin“

2. § 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Verordnung zur Erhaltung der Zusammensetzung der 

Wohn bevölkerung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
BauGB gilt für das in der anliegenden Karte mit einer durchge-
zogenen Linie eingegrenzte Gebiet Reinickendorfer Straße im 
Bezirk Mitte.“

Berlin, den 12. Dezember 2018

Bezirksamt Mitte von Berlin

G o t h e
Bezirksstadtrat für Stadtentwicklung,  

Soziales und Gesundheit
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